
ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 20. Oktober 2004

über eine staatliche Beihilfe Deutschlands zugunsten der Kvaerner Warnow Werft

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 3921)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/374/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab-
satz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

gestützt auf die Richtlinie 90/684/EWG des Rates vom 21.
Dezember 1990 über Beihilfen für den Schiffbau (1) in der Fas-
sung der Richtlinie 92/68/EWG (2),

nach Aufforderung aller Beteiligten zur Stellungnahme gemäß
den vorstehenden Bestimmungen (3) und unter Berücksichtigung
dieser Stellungnahmen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. VERFAHREN

(1) In der deutschen Presse wurde am 12. Juni 1999 berich-
tet, dass die Kvaerner Warnow Werft GmbH („KWW“)
ihrer Muttergesellschaft Kvaerner einen Kredit von rund
205 Mio. EUR (4) gewährt habe.

(2) Die Kommission bat Deutschland mit Schreiben vom 16.
Juni 1999 um eingehende Auskünfte über die Herkunft
dieser Mittel, um sicherzugehen, dass diese nicht aus
überhöhten Beihilfezahlungen an das Unternehmen in
den Jahren 1993 bis 1995 stammten oder irgendwelche
anderen Beihilfeelemente enthielten. Am 22. Juni 1999
fand in Brüssel mit Vertretern Deutschlands und der
KWW eine Sitzung zur Klärung der Angelegenheit statt.
Mit Schreiben vom 23. Juni 1999, 12. Juli 1999 und
8. Oktober 1999 ersuchte die Kommission Deutschland
um weitere Angaben, worauf dieses mit Schreiben vom
16. Juni 1993 und 30. September 1999 antwortete.

(3) Mit Schreiben vom 29. Februar 2000 teilte die Kommis-
sion Deutschland schriftlich ihren Beschluss mit, wegen
der fraglichen Beihilfemaßnahme das Verfahren nach Ar-
tikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

(4) Der Beschluss der Kommission über die Einleitung des
Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften veröffentlicht (5). Gleichzeitig wurden die Beteilig-
ten und betroffene Dritte aufgefordert, sich zu der Maß-
nahme zu äußern. Deutschland antwortete hierauf mit
Schreiben vom 31. März 2000. Die KWW übermittelte
ihre Kommentare am 6. Juni 2000 per Fax.

(5) Auch von dritter Seite gingen Stellungnahmen bei der
Kommission ein, die Deutschland zugeleitet wurden,
das sich hierzu mit Fax vom 6. Juli 2000 und 4. August
2000 äußerte.

II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

(6) Im Oktober 1992 verkaufte die Treuhandanstalt („THA“)
die ostdeutsche Neue Warnow Werft GmbH („WW“), die
Rechtsvorgängerin der KWW, an den norwegischen In-
dustriekonzern Kvaerner a.s.

(7) Am 20. Juli 1992 hatte der Rat mit der Richtlinie
92/68/EWG die Richtlinie 90/684/EWG dahingehend ge-
ändert, dass eine Ausnahme von den für die übrigen
Gemeinschaftswerften geltenden Vorschriften zugunsten
der Werften in Ostdeutschland eingeführt wurde, damit
dort die dringend erforderlichen umfassenden Umstruk-
turierungsmaßnahmen vorgenommen werden konnten.
Vor allem gab diese Ausnahme den ostdeutschen Werf-
ten die Möglichkeit, bis 31. Dezember 1993 hohe Be-
triebsbeihilfen zu erhalten.

(8) Bei Annahme dieser Sonderregelung verpflichtete sich die
Kommission gegenüber dem Rat, im Rahmen ihrer Kon-
troll- und Prüfungsbefugnisse zu gewährleisten, dass die
ostdeutschen Werften nur soviel Beihilfe erhalten, wie sie
für ihre Umstrukturierung benötigen.
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(9) Mit Schreiben vom 30. Oktober 1992 teilte Deutschland
der Kommission mit, dass die WW im Wege einer Über-
nahmevereinbarung privatisiert werde. In mehreren
Schreiben machte Deutschland ausführliche Angaben
zur Übernahmevereinbarung, der Umstrukturierung und
den geplanten Beihilfemaßnahmen.

(10) Die Übernahmevereinbarung sah vor, dass die WW zum
Zwecke der Privatisierung die KWW gründete und be-
stimmte Vermögenswerte und Verbindlichkeiten auf sie
überträgt. Die Umstrukturierung sollte Ende 1995 abge-
schlossen sein.

(11) Gemäß Ziffer 7 der Übernahmevereinbarung sollte die
THA die Privatisierung durch zusätzliche Maßnahmen
unterstützen. Ihre Beteiligung wurde aufgrund der vor-
läufigen Bilanz zum 1. Oktober 1992 ausgehandelt. Die
Finanzierung sah vor, dass das Unternehmen über ein
Eigenkapital von rund 53,7 Mio. EUR [105 Mio. DEM]
verfügen sollte. Außerdem sollte die vorläufige Bilanz
Sondermittel in Höhe von 223,2 Mio. EUR [436,5 Mio.
DEM] zur Finanzierung von längst überfälligen Investitio-
nen und rund 230,08 Mio. EUR [450 Mio. DEM] zur
Deckung der Verluste von KWW während der Umstruk-
turierungsphase infolge von Produktionsausfällen oder
mangelnder Wettbewerbsfähigkeit (nachstehend „Verlust-
ausgleich“) ausweisen.

Die Beihilfemaßnahmen

(12) Um die Privatisierung und Umstrukturierung der Werft
zu ermöglichen, schlug Deutschland mit Schreiben vom
27. November 1992 Beihilfemaßnahmen in Höhe von
insgesamt 720,5 Mio. EUR [1 409,2 Mio. DEM] vor.

(13) Die Kommission, die zum einen der ihr in der Richtlinie
90/684/EWG auferlegten Kontrollpflicht nachkommen
und zum anderen den Umstand berücksichtigen musste,
dass Betriebsbeihilfen nur bis zum 31. Dezember 1993
genehmigt werden konnten, beschloss, die Beihilfemaß-
nahmen für die Werft in fünf Tranchen zu genehmigen.
Insgesamt lag der Betrag der genehmigten Beihilfen unter
dem Betrag der von Deutschland im November 1992
beantragten Beihilfen. In ihrer Entscheidung über die
erste Tranche genehmigte die Kommission folgende Bei-
hilfen:

Kommissionsentscheidung N 692/D/91, die Deutschland mit
Schreiben vom 3. März 1993 (SG (93) D/4052) übermittelt
wurde

— Betriebsbeihilfe in Höhe von 23,3 Mio. EUR [45,5
Mio. DEM], davon 6 Mio. EUR [11,7 Mio. DEM]
zur Deckung eines Teils der Verluste aus Verträgen,
die nach dem 1. Juli 1990 unterzeichnet wurden, 3,1
Mio. EUR [6,1 Mio. DEM] Wettbewerbshilfe und 14,2
Mio. EUR [27,75 Mio. DEM] Eigenkapitalzuführung;

— Betriebsbeihilfe in Höhe von 42,1 Mio. EUR [82,4
Mio. DEM] in Form der Übernahme von Altschulden
durch die THA;

— Investitionsbeihilfe in Höhe von 65,2 Mio. EUR
[127,5 Mio. DEM];

— Stilllegungsbeihilfe in Höhe von 13,8 Mio. EUR [27
Mio. DEM].

Insgesamt wurden damit Beihilfen in Höhe von 144,4
Mio. EUR [282,4 Mio. DEM] genehmigt.

(14) Vor der Genehmigung weiterer Tranchen forderte die
Kommission Deutschland mit Schreiben vom 2. April
1993, 12. Juli 1993 und 11. Oktober 1993 auf, ihr
nähere Informationen über die voraussichtlichen und tat-
sächlichen Verluste aus den während der Umstrukturie-
rungsphase auszuführenden Schiffbauaufträgen und über
die geplanten Investitionen zu übermitteln. Außerdem
sollte Deutschland, wie von der Kommission in ihrem
Schreiben vom 11. Oktober 1993 verlangt, begründen,
warum bei den ersten sechs der geplanten zwölf Schiff-
bauaufträge, für die der Verlustausgleich und die Wett-
bewerbshilfe gedacht waren, nur mit Verlusten in Höhe
von 29,4 % des erwarteten Gesamtverlustes — Wettbe-
werbshilfe inbegriffen — gerechnet wurde.

(15) In seinen Antwortschreiben von 28. Mai 1993 teilte
Deutschland der Kommission mit, dass die als Verlust-
ausgleich gewährten 230,08 Mio. EUR [450 Mio. DEM]
als Kompromisslösung zwischen dem Verkäufer und dem
Käufer ausgehandelt worden seien. Deutschland wies da-
rauf hin, dass das Risiko für darüber hinausgehende Ver-
luste von der KWW getragen würde, ihr dafür aber auch
etwaige Gewinne zugute kämen.

(16) Außerdem sei in dem Verlustausgleich von 230,08 Mio.
EUR [450 Mio. DEM] ein Betrag von 17,7 Mio. EUR
[34,6 Mio. DEM] für künftige Verluste nicht inbegriffen,
die von noch unerledigten Aufträgen für Kassettenschiffe
herrührten, die von der THA im Rahmen der Privatisie-
rung übernommenen worden seien. Ebenfalls nicht inbe-
griffen sei eine Beihilfe in Höhe von 42,1 Mio. EUR [82,4
Mio. DEM] in Form der Übernahme früherer Verbindlich-
keiten durch die THA.

(17) Am 16. November 1993 übermittelte Deutschland auf
dem Postweg ein Schreiben der KWW vom 29. Oktober
1993, in dem erläutert wird, dass der Verlustausgleich
von rund 230,08 Mio. EUR [450 Mio. DEM] nicht für
zwölf, sondern für sechzehn Schiffbauaufträge gelte. Aus
dem Schreiben ging hervor, dass die Verluste offensicht-
lich doch höher seien als zuvor angegeben.
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(18) Ende 1993 genehmigte die Kommission die zweite Bei-
hilfetranche:

Kommissionsentscheidung N 692/J/91, die Deutschland mit
Schreiben vom 17. Januar 1994 (SG (94) D/567) übermittelt
wurde

— Betriebsbeihilfe in Höhe von 315,5 Mio. EUR [617,1
Mio. DEM], davon 58 Mio. EUR [113,5 Mio. DEM] in
bar: 34,2 Mio. EUR [66,9 Mio. DEM] als Wettbe-
werbshilfe und 23,8 Mio. EUR [46,6 Mio. DEM]
zur Deckung der Verluste aus nach dem 1. Juli
1990 unterzeichneten Verträgen.

— In der Entscheidung wird klargestellt, dass die 315,5
Mio. EUR [617,1 Mio. DEM] Betriebsbeihilfe die zu-
lässige Höchstbeihilfe an die Werft für bis 31. De-
zember 1993 unterzeichnete Schiffbauaufträge dar-
stelle.

(19) Die letzten drei Tranchen wurden von der Kommission
mit folgenden Entscheidungen genehmigt:

Kommissionsentscheidung N 1/95, die Deutschland mit
Schreiben vom 20. Februar 1995 (SG (95) D/1818) über-
mittelt wurde

— Investitionsbeihilfe in Höhe von 115,3 Mio. EUR
[225,5 Mio. DEM], davon 10,2 Mio. EUR [20 Mio.
DEM] als „non-cash“-Beihilfe;

Kommissionsentscheidung N 637/95, die Deutschland mit
Schreiben vom 18. Oktober 1995 (SG (95) D/12821) über-
mittelt wurde

— Investitionsbeihilfe in Höhe von 34,2 Mio. EUR [66,9
Mio. DEM];

Kommissionsentscheidung N 797/95, die Deutschland mit
Schreiben vom 11. Dezember 1995 (SG (95) D/15969)
übermittelt wurde

— Investitionsbeihilfe in Höhe von 29,6 Mio. EUR [58
Mio. DEM].

(20) Mit diesen Entscheidungen genehmigt wurden somit Be-
triebsbeihilfen in Höhe von insgesamt 380,9 Mio. EUR
[745 Mio. DEM] (davon 37,3 Mio. EUR [73 Mio. DEM =
66,9 Mio. DEM + 6,1 Mio. DEM] Wettbewerbshilfe, 23,8
Mio. EUR [46,6 Mio. DEM] zur Deckung eines Teils der
Verluste aus nach dem 1. Juli 1990 unterzeichneten Ver-
trägen und 42,1 Mio. EUR [82,4 Mio. DEM] zur Ent-
lastung von Altschulden], Investitionsbeihilfen in Höhe
von insgesamt 242,8 Mio. EUR [474,9 Mio. DEM] und
Stilllegungsbeihilfen in Höhe von 13,8 Mio. EUR [27
Mio. DEM]. Dies entspricht einer Gesamtbeihilfe von
rund 637,45 Mio. EUR [1 246,9 Mio. DEM].

Kontrolle der Notwendigkeit der Beihilfen

(21) In ihren Entscheidungen zur Genehmigung der einzelnen
Beihilfetranchen erinnerte die Kommission daran, dass sie
sich bei der Änderung der Richtlinie 90/684/EWG in
Bezug auf die vorerwähnte Ausnahmeregelung dem Rat
gegenüber verpflichtet hatte, im Rahmen ihrer Kontroll-
und Prüfungsbefugnisse zu gewährleisten, dass die ost-
deutschen Werften lediglich die für ihre Umstrukturie-
rung notwendigen Beihilfen erhalten.

(22) Sie unterstrich, dass sie deshalb die Beihilfen nur unter
der Bedingung genehmigen könne, dass ihre Notwendig-
keit zweifelsfrei nachgewiesen wird und die in der ge-
nannten Richtlinie aufgeführten Voraussetzungen als Ge-
genleistung für die Beihilfe uneingeschränkt erfüllt wer-
den.

(23) In allen genannten Entscheidungen hat die Kommission
Deutschland darauf aufmerksam gemacht, dass zur Frei-
gabe des gesamten geplanten Beihilfebetrages gemäß der
Richtlinie 92/68/EWG die Vorlage folgender Unterlagen
notwendig ist:

a) Unterlagen, die zur Zufriedenheit der Kommission do-
kumentieren, dass die Beihilfe nach wie vor erforder-
lich ist,

b) Unterlagen, die zur Zufriedenheit der Kommission do-
kumentieren, dass die Investitionen in Einklang mit
dem der Kommission vorgelegten Investitionsplan ge-
tätigt werden und zu den verlangten Kapazitätsbe-
grenzungen führen,

c) Berichte, die zur Zufriedenheit der Kommission bele-
gen, dass die Beihilfen nicht in irgendeiner Form an-
deren Werften zufließen („Spillover-Berichte“). Diese
Berichte mussten von einem unabhängigen Wirt-
schaftsprüfer vorgelegt werden. Die Berichtspflicht ge-
genüber der Kommission endete 1995 mit dem Ab-
lauf der Umstrukturierungsphase.

Vorlage von Berichten durch die KWW

(24) Der letzte Spillover-Bericht für den Zeitraum bis zum 31.
Dezember 1995 wurde der Kommission am 9. Juli 1996
übermittelt. Darin werden die bis zum 31. Dezember
aufgelaufenen Verluste aus Schiffbauaufträgen mit
230,08 Mio. EUR [450 Mio. DEM] angegeben (nicht ein-
gerechnet die erhaltene Wettbewerbshilfe). Laut Bundes-
regierung konnten zu diesem Zeitpunkt die Verluste
noch nicht endgültig berechnet werden, da einige Schiffe
noch nicht ausgeliefert waren und die aus Chartergaran-
tien erwachsenden finanziellen Risiken immer noch be-
standen.
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(25) Die Kommission erhielt erst am 18. Juni 1999 auf ihre
Anfrage vom 16. Juni 1999 hin die von den Wirtschafts-
prüfern zertifizierten, vollständigen Jahresberichte der
KWW für die Jahre 1992—97 und die vorläufige Bilanz
für 1998. Am 30. Juni übermittelte Deutschland der
Kommission ein (vom 25. April 1997 datiertes) Schrei-
ben der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft der KWW zur
tatsächlichen Verwendung der Umstrukturierungsbeihil-
fen bis Ende 1996. Hieraus ging hervor, dass sich die
tatsächlichen Verluste aus den betreffenden Schiffbauauf-
trägen ohne Abzug der Wettbewerbshilfe auf ca. 178
Mio. EUR [348,095 Mio. DEM] beliefen. 1996 fielen
weitere Verluste in Höhe von 23,1 Mio. EUR [45,121
Mio. DEM] an, so dass der Gesamtverlust zum 31. De-
zember 1996 201,05 Mio. EUR [393,216 Mio. DEM]
betrug.

(26) Da die tatsächlichen Verluste ganz offensichtlich niedriger
ausgefallen waren als erwartet (262 Mio. EUR [512,5
Mio. DEM], die Wettbewerbshilfe von 31,9 Mio. EUR
[62,5 Mio. DEM] mit eingerechnet), forderte die Kommis-
sion mit Schreiben vom 23. Juni 1999 von Deutschland
eine Erklärung für den Transfer von 204,5 Mio. EUR
[400 Mio. DEM] durch die KWW an ihre Muttergesell-
schaft.

(27) Dem Antwortschreiben Deutschlands vom 30. Juni 1999
ist zu entnehmen, dass der Differenzbetrag von der
KWW nicht zurückgefordert wurde. Es wurde argumen-
tiert, dass der als Verlustausgleich zugesagte Betrag garan-
tiert worden sei und eine Pauschale darstelle, weshalb die
KWW den Differenzbetrag habe behalten dürfen.

Verfahrenseröffnung

(28) In ihrem Beschluss über die Einleitung des förmlichen
Prüfverfahrens stellte die Kommission fest, dass die
KWW 262 Mio. EUR [512,5 Mio. DEM] Betriebsbeihilfen
als Verlustausgleich erhalten hat (die 32 Mio. EUR [62,5
Mio. DEM] Wettbewerbshilfe inbegriffen), während sich
die tatsächlichen Verluste auf nur 201,05 Mio. EUR
[393,216 Mio. DEM] beliefen. Dies ließ vermuten, dass
die KWW als Ausgleich für Verluste rund 61 Mio. EUR
[119,284 Mio. DEM] zuviel erhalten hat, was im Wider-
spruch zu der Bestimmung steht, wonach die ostdeut-
schen Werften nur die für ihre Umstrukturierung not-
wendigen Beihilfen erhalten dürfen. Die Kommission
stellte außerdem fest, dass sie in allen ihren Genehmi-
gungsentscheidungen ausdrücklich darauf verwiesen
habe, dass sie im Rahmen ihrer Prüfungs- und Kontroll-
befugnisse dafür sorgen werde, dass die Werften nur die
für ihre Umstrukturierung notwendigen Beihilfen erhal-
ten. Da folglich die Werften nur soviel Beihilfen erhalten
dürfen, wie sie für ihre Umstrukturierung benötigen, und
sich die Kommission verpflichtet hat, für die Befolgung
dieser Vorschrift zu sorgen, kann lediglich der Ausgleich
der effektiven Verluste als mit den Genehmigungsent-
scheidungen der Kommission vereinbar angesehen wer-
den.

(29) Die Kommission äußerte daher Zweifel an der Vereinbar-
keit von 61 Mio. EUR [119,284 Mio. DEM] Betriebsbei-
hilfe mit dem Gemeinsamen Markt.

III. STELLUNGNAHMEN VON DRITTER SEITE UND
VONSEITEN DER BETEILIGTEN

(30) Am 9. und 13. Juni 2000 übermittelte der Verband der
dänischen Werften (Foreningen av Jernskibs- og Maskin-
byggerier i Danmark — Skibsvaerftsforeningen) der Kom-
mission seine Bemerkungen. Am 9. und 28. Juni 2000
ging ferner eine Stellungnahme des Verbands der däni-
schen Industrie (Dansk Industri) ein. Die KWW übermit-
telte ihre Kommentare am 6. Juni 2000.

Bemerkungen des Verbands der dänischen Werften

(31) Der Verband dänischer Werften hält eine permanente
Überwachung der Einhaltung der bestehenden Vorschrif-
ten durch die Kommission für unabdingbar. In Dänemark
hätten seit 1992 mehrere Werften stillgelegt werden oder
Mitarbeiter entlassen müssen, so dass sich die Zahl der
Arbeitsplätze in diesem Sektor halbiert hätte. Bei Nach-
unternehmern und Zulieferern seien ebenfalls viele Ar-
beitsplätze verloren gegangen. Die Begrenzung der nega-
tiven Auswirkungen der Beihilfe auf die Schiffbauindust-
rie anderer Mitgliedstaaten sei deshalb heute nicht weni-
ger wichtig als zuvor. Aus diesem Grund dürften an die
Prüfung der Beihilfe und die Bedingungen, die sich an
ihre Gewährung knüpfen, keine weniger strengen Maß-
stäbe angelegt werden als im Zeitraum zwischen 1992
und 1994.

(32) Aus den Vordokumenten zur Richtlinie 92/68/EWG gehe
hervor, dass dem Rat eine von der Kommission vorge-
nommene umfassende Analyse der Notwendigkeit der
Beihilfen vorgelegt wurde. Wie bei anderen Werften sei
die Beihilfe in Erlass von Altschulden, Eigenkapitalzufuhr
und Verlustausgleich unterteilt worden. Zwar habe der
Rat eine Obergrenze für den Gesamtbetrag der verschie-
denen Beihilfen festgelegt, aber keine Beihilfeobergrenzen
für die einzelnen Werften. Bei den Altschulden und der
Eigenkapitalzufuhr sei der Beihilfesatz klar gewesen. Beim
Verlustausgleich hingegen sollte die Kommission die end-
gültige Höhe in einem bestimmten Rahmen festlegen.
Dabei müsse die Kommission selbstverständlich dafür
Sorge tragen, dass die Beihilfe nicht zweckentfremdet
wird. Sie habe ebenfalls durch anschließende Kontrollen
darauf zu achten, dass die Beihilfe ausschließlich ihrem
Bestimmungszweck zugeführt wird. Der Rat habe diese
Bedingungen für die Gewährung der Beihilfen im Juni
und Juli 1992 zusammen mit Deutschland festgelegt.
Deutschland könne sich daher nicht auf später mit dem
Käufer der Werft getroffene Vereinbarungen berufen, die
inhaltlich hiervon abwichen.

(33) Um zu verhindern, dass Dritte von der Beihilfe profitier-
ten, seien Spillover-Berichte verlangt worden. Wenn die
fraglichen Beihilfen unabhängig von den Kosten des Bei-
hilfeempfängers gewährt worden seien, dann hätte es
auch keiner Spillover-Berichte bedurft, um zu verhindern,
dass überschüssige Beträge an die Eigner des begünstigten
Unternehmens abgeführt würden.
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(34) Die zum Ausgleich von Verlusten gewährte Beihilfe von
262 Mio. EUR [512,5 Mio. DEM] sei nicht vollständig für
den Zweck verwendet worden, für den sie bestimmt ge-
wesen war. Dies sei die logische Schlussfolgerung aus
dem Umstand, dass die Verluste unter dem Beihilfebetrag
lagen. Die Beihilfe sei daher zweckentfremdet worden.
Auch wenn sich die Kommission zum Verbleib dieser
Beträge nicht geäußert habe, impliziere die Gewährung
eines Darlehens an die Muttergesellschaft, dass diese teil-
weise von der Beihilfe profitiert hat. Nach den vom Rat
festgelegten Bedingungen hätte die Kommission dies ver-
hindern müssen. Die Summe, die nicht zur Verlustde-
ckung verwendet worden sei und die nicht an die Mutter-
gesellschaft hätte transferiert werden dürfen, müsse als
Zufuhr neuen Kapitals betrachtet werden, weil hierfür
Mittel eingesetzt worden seien, die über den vom Rat
für diesen besonderen Zweck gebilligten Betrag hinaus-
gingen. Die Verwendung der Beihilfe stehe nicht nur im
Widerspruch zu den von der Kommission formulierten
Bedingungen, sondern auch zur Richtlinie 92/68/EWG.

(35) Der Verband der dänischen Werften zieht aus seiner
Kenntnis der Dinge den Schluss, dass die KWW eine
Beihilfe erhalten hat, deren Höhe ihre tatsächlichen Ver-
luste übersteigt. Nach Ansicht des Verbandes dürfte es zu
keiner Zeit im Sinne des Rates oder der Kommission
gewesen sein, dass die Betriebsbeihilfen zum Ausgleich
von Auftragsverlusten höher ausfallen als die eigentlich
erlittenen Verluste.

(36) Der Verband vertritt die Ansicht, dass, wenn die Kom-
mission innerhalb der vom Ministerrat gesetzten Grenzen
Subventionen in der Form genehmigt, dass den Begüns-
tigten unter ganz bestimmten Bedingungen eine be-
stimmte Summe zugesagt wird, diese Genehmigung nicht
zu einem späteren Zeitpunkt rückgängig gemacht werden
kann — vorausgesetzt, die Bedingungen wurden erfüllt
—, selbst wenn die Kommission ihre ursprüngliche Aus-
legung ändern sollte. Andererseits könnten weder die
Kommission noch die Mitgliedstaaten eine Beihilfe billi-
gen, die über das hinausgeht, was der Ministerrat im
Sinne hatte bzw. was der EG-Vertrag vorsieht, selbst
wenn der Beihilfeempfänger in gutem Glauben gehandelt
habe.

Bemerkungen des Verbands der dänischen Industrie

(37) Nach Ansicht des Verbands der dänischen Industrie hat
die Gemeinschaft naturgemäß die Pflicht sicherzustellen,
dass die Kommission die Verwendung der von ihr ge-
billigten staatlichen Beihilfen kontrolliert. Seit Beginn
der 90er Jahre habe die dänische Schiffbauindustrie meh-
rere Schließungen von Werften und einen massiven Ar-
beitsplatzabbau in diesem Sektor hinnehmen müssen.
Europäische Werften und ihre Nachunternehmer reagier-
ten empfindlich auf Eingriffe in den Markt, vor allem
wenn dies in Form von staatlichen Beihilfen geschehe.

(38) Wenn die KWW in diesem speziellen Fall die Differenz
zwischen ihren tatsächlichen Verlusten und dem verspro-
chenen Verlustausgleich für andere Zwecke als unmittel-

bar für die Umstrukturierung verwendet habe, stelle die-
ser Differenzbetrag eine Betriebsbeihilfe dar und ver-
schlechtere die schon jetzt schwierigen Wettbewerbsbe-
dingungen zwischen den europäischen Werften noch
mehr.

(39) Nach Ansicht des Verbands der dänischen Industrie ist es
mit den allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschafts-
rechts nicht vereinbar, dass ein Beihilfeempfänger auch
dann noch einen Verlustausgleich geltend machen darf,
wenn die Verluste hinter dem zugesagten Ausgleich zu-
rückbleiben. Allerdings könne der Verband nicht sagen,
ob eine solche Verwendung nicht in einem unveröffent-
lichten Protokoll oder sonstigen Papier anlässlich der Ver-
abschiedung der Richtlinie 92/68/EWG gestattet worden
sei.

(40) Der Verband der dänischen Industrie stellt fest, dass der
Beihilfeempfänger auf dem Standpunkt steht, dass die
Kommission mit der Genehmigung der Umstrukturie-
rungsbeihilfe den Privatisierungsvertrag in seiner Gesamt-
heit gebilligt habe und damit auch den Grundsatz, dass
der Verwendungszweck der Umstrukturierungsbeihilfe
nicht an irgendwelche Bedingungen geknüpft gewesen
sei. Nach Auffassung des Verbandes könne eine Beihilfe,
die die Kommission gemäß dem ihr vom Rat übertrage-
nen Auftrag und gemäß den Bestimmungen des EG-Ver-
trags genehmigt habe, danach nicht mehr geändert wer-
den, selbst wenn die Kommission dazu später einen an-
deren Standpunkt einnehme. Derartige Vereinbarungen
seien für die Kommission bindend. Allerdings könnten
die Beihilfeempfänger, selbst wenn sie guten Glaubens
seien, aus der Genehmigung eine Beihilfemaßnahme
keine Rechte ableiten, wenn die Kommission oder ein
Mitgliedstaat gegen die vom Rat festgelegten oder im
EG-Vertrag verankerten Vorschriften verstoßen habe.

Bemerkungen der KWW

(41) Es sei vorausgeschickt, dass die Argumente der KWW im
Wesentlichen mit den von der Bundesregierung vorgeb-
rachten Argumenten identisch sind, weshalb sie im Fol-
genden nur kurz resümiert werden.

(42) Die KWW argumentiert, dass es keinen rechtserheblichen
Grund gebe, warum die Kommission die Rechtmäßigkeit
der Umstrukturierungsbeihilfe sieben Jahre nach Geneh-
migung in Zweifel ziehe. Im Privatisierungsvertrag zwi-
schen der Treuhandanstalt und Kvaerner sei zum Aus-
gleich auftragsbedingter Verluste ein Pauschalbetrag fest-
gelegt worden, ohne dass Kvaerner zur Auflage gemacht
worden sei, im Falle geringerer Verluste die Differenz
zurückzuzahlen. Der Kommission sei der Inhalt der be-
treffenden Dokumente bekannt gewesen. Vor diesem
Hintergrund habe die Kommission über die Notwendig-
keit der fraglichen Beihilfe entschieden und die Genehmi-
gungsentscheidungen enthielten auch keine Bedingung
oder Klausel, wonach die Differenz zwischen den ge-
schätzten und tatsächlichen Verlusten zurückzuzahlen ge-
wesen wäre.
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(43) Für die KWW ist der strittige Betrag von 60,988 Mio.
EUR [119,284 Mio. DEM] Teil der von der Kommission
in ihren Entscheidungen aus dem Jahr 1993 genehmigten
Gesamtbetriebsbeihilfe. Es handele sich um eine beste-
hende Beihilfe, deren Vereinbarkeit nicht nachträglich
nochmals überprüft werden könne.

(44) Des Weiteren macht die KWW geltend, dass nur ein Teil
der strittigen Beträge Beihilfen seien. Lediglich 29,812
Mio. EUR [58,309 Mio. DEM] seien in bar ausgezahlte
Betriebsbeihilfen gewesen. Die Bilanzposten, die auch zur
Deckung der Umstrukturierungskosten herangezogen
wurden, könnten nicht als Beihilfe betrachtet werden,
da es sich dabei um Vermögenswerte der Werft handele,
die in einem offenen, bedingungsfreien Verfahren ver-
äußert worden seien.

(45) Nach Auffassung der KWW muss die rechtliche Würdi-
gung des Falles auf der Grundlage der Genehmigungsent-
scheidungen der Kommission erfolgen. Die KWW ist der
Ansicht, dass ihr Verhalten mit den Genehmigungsent-
scheidungen der Kommission aus folgenden Gründen
voll und ganz in Einklang steht:

a) Die Kommission hat die Pauschalbeihilfe genehmigt,
wobei ihr bekannt war, dass der Privatisierungsvertrag
keine Rückzahlungsverpflichtung enthielt. In den Ent-
scheidungen wird kein Betrag genannt, der speziell
zur Verlustdeckung zu verwenden gewesen wäre.

b) Die Kommission hat vor der Freigabe der Tranchen
über die Notwendigkeit der Beihilfe entschieden.

c) Die Kommission hat entschieden, dass die Beihilfe
notwendig ist, ohne in ihren Genehmigungsentschei-
dungen irgendwelche Bedingungen zu nennen, die
eine erneute nachträgliche Überprüfung rechtfertigen
würden.

d) Die Mittel für die Umstrukturierung wurden zweckge-
recht verwendet. Andere Umstrukturierungskosten,
die nicht der Deckung von Auftragsverlusten dienten,
waren höher als erwartet.

(46) Zu Punkt a führt die KWW aus, das der Privatisierungs-
vertrag so konzipiert gewesen sei, dass Kvaerner für alle
etwaigen Verluste einstehen sollte, die über die geschätz-
ten Verluste hinausgingen. Umgekehrt sollte Kvaerner
davon profitieren, wenn die Verluste niedriger ausfallen
sollten als erwartet. Die Deckung aller Umstrukturie-
rungskosten ohne Rückforderungsmöglichkeit sei für
Kvaerner eine wesentliche Bedingung für die Übernahme
der Werft gewesen. Bei einer etwaigen Rückzahlungsver-
pflichtung hätte Kvaerner die Werft nie übernommen.
Dies gehe aus Artikel12 des Privatisierungsvertrages her-
vor, in dem es heißt, dass Kvaerner für den Fall, dass
einzelne Zahlungen nach dem EG-Recht untersagt wür-
den, das Recht habe, vom Vertrag zurückzutreten.

(47) Nach Auffassung der KWW war der Kommission der
Vertrag zwischen Kvaerner und Deutschland und die Ver-

lustausgleichsregelung in Form der Zahlung einer Pau-
schale bekannt. Bei etwaigen Bedenken hätte die Kom-
mission das Verfahren einleiten und in ihren Entschei-
dungen eine mögliche Rückzahlung zur Bedingung ma-
chen müssen.

(48) Zu den Punkten b und c führt die KWW aus, dass die
Entscheidungen der Kommission keine Klauseln enthal-
ten, die die erneute Überprüfung der genehmigten Bei-
hilfe rechtfertigen würden. Die Beihilfe sei in ihrer Ge-
samtheit genehmigt worden. In den Entscheidungen fehl-
ten jegliche Klauseln oder Hinweise, wonach nur ein Ver-
lustausgleich bis zur Höhe der tatsächlichen Verluste von
den Genehmigungsentscheidungen gedeckt sei. Die Ent-
scheidungen enthielten keine Einschränkungen, die eine
spätere Kontrolle rechtfertigen würden. Einzig und allein
der Satz, wonach sich die Kommission gegenüber dem
Rat verpflichtet habe, im Rahmen ihrer Prüfungs- und
Kontrollbefugnisse dafür zu sorgen, dass die Werften
nur soviel Beihilfe erhalten, wie sie für ihre Umstruktu-
rierung benötigen, weise in diese Richtung.

(49) Die KWW sieht in diesem Satz lediglich eine Vorbemer-
kung vor der Freigabe der einzelnen Tranchen, in der
betont wird, dass die Kommission ihre Prüfungs- und
Kontrollbefugnisse im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens genutzt hat, um die Notwendigkeit der Beihilfe fest-
zustellen. Der Satz solle lediglich begründen, warum die
Kommission die Umstrukturierungsbeihilfe in mehreren
Tranchen genehmige.

(50) KWW zufolge könnten die Genehmigungsentscheidun-
gen der Kommission nur so verstanden werden, dass
die Beihilfen in Übereinstimmung mit dem Privatisie-
rungsvertrag freigegeben würden, d. h. ohne spätere
Rückzahlungsverpflichtung für den Fall, dass die tatsäch-
lichen Verluste niedriger ausfallen würden als erwartet.

(51) Zu Punkt d bemerkt die KWW, dass in den Kommis-
sionsentscheidungen nicht spezifiziert wurde, dass die
Beihilfen zum Ausgleich von Verlusten dienen sollten,
sondern dass die Genehmigung ganz allgemein für Be-
triebsbeihilfen gegolten habe. Die Beihilfen seien entspre-
chend dem Sinn und Zweck der Übernahmevereinbarung
zwischen Kvaerner und der THA dazu bestimmt gewe-
sen, einen Teil der Umstrukturierungskosten aufzufangen.
Die Beihilfen seien zur Umstrukturierung der Werft und
damit zweckentsprechend verwendet worden.

(52) Des Weiteren argumentiert die KWW, dass die Kommis-
sion seit 1996 gewusst habe, dass die tatsächlichen Ver-
luste deutlich geringer waren als die geschätzten Verluste.
Kvaerner zufolge wurden die Fakten so wiedergegeben,
wie sie sich zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts
präsentierten. Kvaerner und Deutschland seien nach Vor-
lage des letzten Spillover-Berichts für den Zeitraum bis
Ende 1995 nicht verpflichtet gewesen, der Kommission
weitere Informationen über die Entwicklung der Verluste
zu liefern.
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(53) Die Kommission hätte bereits anhand des Spillover-Be-
richts für 1995 erkennen müssen, dass die Verluste nicht
so hoch waren wie erwartet. Die Differenz zwischen den
im Spillover-Bericht für 1995 ausgewiesenen Verlusten
(31. Dezember 1995 — 224,861 Mio. EUR [439,791
Mio. DEM]) und dem Bericht des Wirtschaftsprüfers
vom 25. April 1997 (31. Dezember 1996 — 201,048
Mio. EUR [393,216 Mio. DEM]) rühre daher, dass in
einzelnen Fällen das kalkulierte Risiko nicht ganz einge-
troffen sei.

(54) Nach Ansicht der KWW sollten die 31,955 Mio. EUR
[62,5 Mio. DEM] Wettbewerbshilfe nicht unter Verlust-
ausgleich verbucht werden. Dadurch würde sich die Dif-
ferenz zwischen den geschätzten und den tatsächlichen
Verlusten verringern.

IV. BEMERKUNGEN DEUTSCHLANDS

(55) Laut Angaben Deutschlands handelt es sich bei den strit-
tigen 60,988 Mio. EUR [119,284 Mio. DEM] um beste-
hende Beihilfen, die Teil der von der Kommission per
Entscheidung vom 3. März 1993 und 17. Januar 1994
genehmigten Betriebsbeihilfe sind. Es sei deshalb nicht
nachzuvollziehen, dass die Kommission das Verfahren
wegen nicht notifizierter Beihilfe, d. h. neuer Beihilfe,
eingeleitet habe. Die Kommission könne nicht ohne
eine entsprechende Bestimmung in ihrer Entscheidung
die Vereinbarkeit einer Beihilfe erneut überprüfen, die
sie Jahre zuvor als mit dem Gemeinsamen Markt verein-
bar erklärt habe. Dies widerspreche dem Grundsatz der
Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes.

(56) Deutschland bringt außerdem vor, dass nicht alle Beträge,
die die Kommission in ihren Genehmigungsentscheidun-
gen angeführt habe, tatsächlich Beihilfen darstellten. Die
Kommission habe die volle Deckung der Umstrukturie-
rungskosten genehmigt. Dabei habe sie nicht geprüft,
inwieweit die Umstrukturierung aus Eigenmitteln der
Werft bestritten wurde. Die prognostizierten Verluste
für nach dem 1. Juli 1990 unterzeichnete Verträge hätten
sich auf 230,08 Mio. EUR [450 Mio. DEM] belaufen. Zur
Deckung dieser Summe seien nicht nur, wie in dem der
Kommission übermittelten Zahlungsplan ausgewiesen,
die Bar-Beihilfe in Höhe von 29,812 EUR [58,309 Mio.
DEM] aufgewendet worden, sondern auch Eigenmittel der
Werft, die als Positionen in der Bilanz aufgeführt worden
seien. Die Eigenmittel könnten nicht als Beihilfe betrach-
tet werden, da es sich dabei um Vermögenswerte der
Werft handele, welche in einem offenen, bedingungs-
freien Verfahren veräußert worden seien.

(57) Deutschland betont, dass die Werft nicht ohne die im
Privatisierungsvertrag festgelegte und von der Kommis-
sion genehmigte Beihilfe hätte umstrukturiert werden
können, da Kvaerner als bester Bieter nur aufgrund der
Beihilfe bereit gewesen sei, die Umstrukturierung auf ei-
genes Risiko durchzuführen. Wenn die Kommission sei-
nerzeit Zweifel an der Plausibilität der im Zahlungsplan

prognostizierten Verluste gehabt hätte, hätte sie die Bei-
hilfe nicht als Pauschalsumme genehmigen dürfen, son-
dern eine Klausel einbauen müssen, die besagt, dass die
Genehmigung nur für Beihilfen bis zur Höhe der tatsäch-
lichen Verluste gilt. Eine solche Klausel sei jedoch in den
Entscheidungen nicht enthalten und von der Kommission
damals auch gar nicht beabsichtigt gewesen. Die verein-
barte Pauschale sei daher als endgültiger Betrag gedacht
gewesen. Die mit einem möglichen Über- bzw. Unter-
schreiten dieses Betrags verbundenen Risiken und Chan-
cen seien als Anreiz für die KWW gedacht gewesen, die
Umstrukturierung so rasch und effizient wie möglich
durchzuführen.

(58) Deutschland verweist auf sein Schreiben vom 28. Mai
1993 an die Kommission, in dem es dieser mitgeteilt
habe, dass der Privatisierungsvertrag für den Verlustaus-
gleich von der begünstigten Werft keinen Nachweis der
tatsächlich angefallenen Kosten verlange. Der Käufer der
Werft trage das Risiko etwaiger Mehrkosten. Im Gegen-
zug sollten dem Käufer die erfahrungsgemäß geringen
Aussichten auf Minderausgaben zugute kommen. Die
mit den Käufern vereinbarte pauschale Betriebsbeihilfe
sei daher für die Privatisierung der ostdeutschen Werften
notwendig gewesen.

(59) Deutschland nimmt ferner Bezug auf sein Schreiben vom
16. Oktober 1993, in dem es erklärt, dass eine fortlau-
fende Überwachung der Entwicklung der Verluste nicht
vorgesehen sei. Dies entspräche der vertraglichen Verein-
barung mit dem Käufer, wonach die KWW das volle
Risiko für höhere Verluste als zum Zeitpunkt der Ver-
tragsunterzeichnung prognostiziert trägt.

(60) Die Kommission habe daher 1993 in voller Kenntnis der
Sachlage die Freigabe der gesamten Betriebsbeihilfen
ohne jede Einschränkung erteilt. Die Beihilfen seien
dann wie geplant sofort ausgezahlt worden, d. h. lange
bevor festgestanden habe, wie hoch die Verluste tatsäch-
lich sein würden.

(61) Als weiteres Argument trägt Deutschland vor, dass sich
die Kommission nicht vorbehalten habe, die Notwendig-
keit der Beihilfe zu einem späteren Zeitpunkt erneut zu
überprüfen. Weder die Entscheidung vom März 1993
noch vom Januar 1994 hätten Anhaltspunkte dafür ge-
liefert, dass die Genehmigung der Beihilfe nur bis zur
Höhe der tatsächlich anfallenden Verluste gelten solle
und eine endgültige Würdigung erst nach Kenntnis der
genauen Verluste vorgenommen würde. Auch deute in
den Entscheidungen der Kommission nichts darauf hin,
dass später Nachweise über die tatsächlichen Verluste ver-
langt und „nicht erforderliche“ Beihilfen zurückgefordert
werden müssten. Um diese Forderung rechtswirksam
durchsetzen zu können, hätte die Kommission eine aus-
drückliche Bestimmung dieses Inhalts in ihre Entschei-
dung aufnehmen müssen.
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(62) Deutschland greift auch die Passage in den Genehmi-
gungsentscheidungen auf, in der es heißt: „Allerdings
kann die Kommission entsprechend der gegenüber dem
Rat eingegangenen Verpflichtung nur Beihilfe gewähren,
wenn deren Notwendigkeit erwiesen ist …“ Da die Kom-
mission die Beihilfen anschließend genehmigt habe, ohne
irgendwelche Bedingungen daran zu knüpfen, könne die-
ser Satz nur so ausgelegt werden, dass sich die Kommis-
sion von der Notwendigkeit der Beihilfe vor ihrer Geneh-
migung überzeugt habe.

(63) Nach Auffassung Deutschlands lassen sich die Entschei-
dungen nicht so interpretieren, dass die Kommission von
ihren Prüfungs- und Kontrollbefugnissen Gebrauch
macht, um den erforderlichen Beihilfebetrag ex post zu
überprüfen. Auch habe sich die Kommission das Recht
einer solchen Überprüfung nicht vorbehalten.

(64) In den Genehmigungsentscheidungen heiße es lediglich,
dass sich die Kommission gegenüber dem Rat verpflichtet
habe, im Rahmen ihrer Kontroll- und Prüfungsbefugnisse
dafür zu sorgen, dass die Werften nur soviel Beihilfe er-
halten, wie sie für ihre Umstrukturierung benötigen.
Diese Aussage sei aufgenommen worden, um zu erklä-
ren, warum die Kommission die Beihilfe nicht mittels
einer Entscheidung genehmigt, sondern in mehreren
Tranchen freigegeben habe. Außerdem weise dieser Satz
darauf hin, dass die Kommission über die Notwendigkeit
der Beihilfe bereits vor Freigabe der Tranchen endgültig
entschieden habe.

(65) Deutschland führt ferner aus, dass sein Schreiben vom
28. Mai 1993 entgegen den Behauptungen der Kommis-
sion bei Einleitung des Verfahrens nichts enthält, woraus
sich entnehmen ließe, dass Deutschland sicherstellen
werde, dass die Kommission die Verwendung der Beihilfe
nach ihrer Gewährung und Freigabe prüfen könne. In
dem Schreiben sei lediglich darauf hingewiesen worden,
dass die Kommission vor Freigabe der Tranchen nach-
prüfen könne, wofür die Beihilfen verwendet werden soll-
ten. Zu diesem Zweck sei in dem Schreiben vom 28. Mai
1993 auf eine seinerzeit von der Werft erstellte Unterlage
verwiesen worden, die Aufschluss über den Verwen-
dungszweck der Beihilfe gebe. Diese Unterlage der
KWW sei dem Schreiben beigefügt gewesen. Die Auffor-
derung zur Nachprüfung der Verwendung der Beihilfe
habe sich nur auf diese Unterlage bezogen.

(66) Nach Auffassung Deutschlands könne die Aussage in der
Entscheidung der Kommission über die Freigabe der
zweiten Tranche, wonach der genehmigte Betrag der
Höchstbetrag an Betriebsbeihilfe ist, der der Werft gezahlt
werden dürfe, nur bedeuten, dass die Werft keine Be-
triebsbeihilfen erhalten darf, die über das im Privatisie-
rungsvertrag vorgesehene Maß hinausgehen, vor allem

keine zusätzlichen Beihilfen aufgrund von genehmigten
Beihilferegelungen.

(67) Aus dem Umstand, dass der Kommission nach Genehmi-
gung der Beihilfen Bericht erstattet worden sei, vor allem
in Form der so genannten Spillover-Berichte, lasse sich
keine Befugnis der Kommission zur erneuten Überprü-
fung der Notwendigkeit der Beihilfe herleiten. Die Spill-
over-Berichte seien als Nachweis dafür gedacht gewesen,
dass von den Beihilfen keine Ausstrahlungseffekte auf
andere Unternehmen ausgehen. Entgegen den Behauptun-
gen der Kommission habe der Zweck der Berichte nicht
darin bestanden, die tatsächliche Höhe der Verluste fest-
zustellen. Die Angaben zur Verwendung der Beihilfen in
den Berichten hätten lediglich dazu gedient, entsprechend
dem Zweck der Spillover-Kontrollen in nachvollziehbarer
Weise zu dokumentieren, dass keine Beihilfen vom Inves-
tor auf andere Werften übertragen worden seien.

(68) Deutschland erklärt, es sei seinen Berichtspflichten recht-
zeitig nachgekommen. Der letzte Spillover-Bericht für
den Zeitraum bis zum 31. Dezember 1995 sei der Kom-
mission am 6. Juli 1996 übermittelt worden. Aufgrund
der Angaben in diesem Bericht sei der Kommission spä-
testens von Juli 1996 an bekannt gewesen, dass die tat-
sächlichen Verluste deutlich unter 262,037 Mio. EUR
[512,5 Mio. DEM] lagen.

(69) Deutschland begründet die Differenz zwischen den tat-
sächlichen Verlusten in dem Bericht für 1995 und dem
am 25. Juli 1997 von dem Wirtschaftsprüfungsunterneh-
men Arthur Andersen vorgelegten Bericht zum Stand am
31. Dezember 1996 damit, dass die Risikobewertungen
nicht in vollem Umfang eingetroffen seien und dass sich
die Situation 1996 infolge des Zeitfaktors gewandelt
habe. Einige der erwarteten Risiken hätten sich nicht kon-
kretisiert. Deshalb seien die tatsächlichen Verluste letzt-
lich geringer ausgefallen als zum 31. Dezember 1995
prognostiziert.

(70) Entgegen den Behauptungen der Kommission bei der
Verfahrenseröffnung sei jedoch im Sommer 1996 nicht
davon ausgegangen worden, dass die Verluste niedriger
ausfallen würden als im letzten Spillover-Bericht angege-
ben. Die Bilanz der Werft sei unter Beachtung der Vor-
schriften über ausreichende Rückstellungen sorgfältig aus-
gearbeitet worden. Bei den Verlustschätzungen sei von
den maximal möglichen Verlusten ausgegangen worden.
Die Kommission sei daher über die Differenz zwischen
den ursprünglich prognostizierten Verlusten und den tat-
sächlichen Verlusten bereits seit Juli 1996 informiert ge-
wesen. Dennoch habe sie erst im Sommer 1999 Aus-
künfte über die tatsächlichen Verluste eingeholt und
habe erst im Februar 2000 das Verfahren eingeleitet.
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(71) Deutschland argumentiert ferner, dass, sollte die Kommis-
sion nichtsdestotrotz zu dem Schluss kommen, dass die
Differenz zwischen den geschätzten und den tatsächli-
chen Verlusten beihilferechtlich relevant sei, diese nicht
so hoch sei wie von der Kommission behauptet. Die
Kommission beziffere die Höhe der zum Ausgleich von
Verlusten erhaltene Beihilfe mit 262,037 Mio. EUR
[512,5 Mio. DEM]. Dieser Betrag setze sich aus dem ge-
schätzten Verlustausgleich (230,081 Mio. EUR [450 Mio.
DEM]) und der Wettbewerbshilfe (31,955 Mio. EUR
[62,5 Mio. DEM]) zusammen. Die „Wettbewerbshilfe“
sei jedoch nicht dazu bestimmt gewesen, Verluste auszu-
gleichen, sondern wie sonst auch dazu, die Nachteile zu
kompensieren, die allen deutschen Werften aufgrund ih-
rer geografischen Lage in Deutschland und in Europa
entstünden. Diese Regelung sei von der Kommission ge-
nehmigt worden. Deshalb könnten die tatsächlichen Ver-
luste nur mit der ursprünglichen Verlustrechnung von
230,081 Mio. EUR [450 Mio. DEM] verglichen werden.
Die Differenz würde somit nur 29,033 Mio. EUR
[56,784 Mio. DEM] betragen.

V. WÜRDIGUNG DER BEIHILFE

Rechtsgrundlage der Beihilfe

(72) Die Richtlinie 90/684/EWG in der Fassung der Richtlinie
92/68/EWG enthält eine Ausnahmeregelung vom Verbot
der Gewährung von Betriebsbeihilfen für den Schiffbau-
sektor zugunsten von im Gebiet der ehemaligen DDR
gelegenen Werften. Letzteren sollte damit die Möglichkeit
gegeben werden, die zur Erlangung der Wettbewerbsfä-
higkeit dringend erforderlichen umfassenden Umstruktu-
rierungsmaßnahmen durchzuführen. Gemäß Artikel 10a
Absatz 2 der Richtlinie 90/684/EWG können Betriebs-
beihilfen für das Neubau- und Umbaugeschäft der Werf-
ten im Gebiet der ehemaligen DDR bis 31. Dezember
1993 unter bestimmten Bedingungen als mit dem Ge-
meinsamen Markt vereinbar angesehen werden. Eine die-
ser Bedingungen ist die jährliche Berichtspflicht Deutsch-
lands. Gleichzeitig muss die Kommission gewährleisten,
dass aufgrund dieses Artikels gewährte Beihilfen die Han-
delsbedingungen nicht in einem dem gemeinsamen Inte-
resse zuwiderlaufenden Maße beeinträchtigen.

(73) Die Kommission genehmigte auf der Grundlage der
Richtlinie 90/684/EWG in der Fassung der Richtlinie
92/68/EWG in Form von zwei Entscheidungen be-
stimmte Maßnahmen zugunsten von Werften im Gebiet
der ehemaligen DDR. Diese Maßnahmen umfassten auch
Betriebsbeihilfen, die gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buch-
stabe e EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar angesehen wurden.

(74) In den Genehmigungsentscheidungen findet sich der Hin-
weis, dass die Kommission verpflichtet ist sicherzustellen,
dass die Werften in den neuen Ländern nur soviel Bei-
hilfen erhalten, wie sie für ihre Umstrukturierung benö-
tigen. Mit der Richtlinie 92/68/EWG, die eine Ausnahme
vom allgemeinen Verbot der Gewährung von Betriebsbei-
hilfen für den Schiffbau enthält, sollte die „Aufrechter-
haltung des Werftbetriebs“ während der Umstrukturie-
rung ermöglicht werden. Beihilfen, die aufgrund dieser

Ausnahmeregelung gewährt wurden, durften nur zu die-
sem Zweck, d. h. ausschließlich zur Umstrukturierung
der Werften, verwendet werden. Die Kommission geneh-
migte die Beihilfen daher nur unter der Bedingung, dass
sie für die Aufrechterhaltung des Werftbetriebs während
der Umstrukturierung erforderlich sind. Dies geht ganz
klar aus dem vierten Absatz der Deutschland mit Schrei-
ben vom 3. März 1993 (SG (93) D/4052) bzw. vom 17.
Januar 1994 (SG (94) D/567) übermittelten Entscheidun-
gen hervor (6).

(75) In der Kommissionsentscheidung über die Freigabe der
zweiten Beihilfetranche, die der Bundesregierung mit
Schreiben vom 17. Januar 1994 übermittelt wurde,
wird außerdem betont, dass diese Betriebsbeihilfe die zu-
lässige Höchstbeihilfe für Vertragsabschlüsse der Werft
bis 31. Dezember 1993 darstellt. Dies zeigt, dass der
Bundesregierung und der begünstigten Werft unmissver-
ständlich klar gemacht wurde, worin der Sinn und Zweck
der Entscheidung besteht: dass nämlich die genehmigte
Beihilfe einen Höchstbetrag darstellt, der nur insoweit
ausgeschöpft werden darf, als er für den Erfolg des Um-
strukturierungsvorhabens unbedingt erforderlich ist.

Verlustprognose und der Begriff der „Pauschale“

(76) Die Bundesregierung und die KWW behaupten, dass die
Kommission vor der Freigabe der Tranchen abschließend
über die Notwendigkeit der Beihilfe entschieden habe.
Außerdem hätte sie ihre Entscheidungen nicht an Bedin-
gungen geknüpft, die eine spätere erneute Überprüfung
der Beihilfe rechtfertigen würden. Die Kommission habe
außerdem die Pauschalbeihilfe in Kenntnis des Umstands
genehmigt, dass der Privatisierungsvertrag keine Rückzah-
lungsverpflichtung vorsah. Wenn die Kommission seiner-
zeit Zweifel an der Plausibilität der ihr vorgelegten Ver-
lustprognose gehabt hätte, hätte sie eine Klausel in ihre
Entscheidungen einbauen müssen, die besagt, dass die
Genehmigung nur für Beihilfen bis zur Höhe der tatsäch-
lichen Verluste gilt.

(77) Wie bereits in ihrer Entscheidung über die Einleitung des
Verfahrens erläutert (7), stellt die Kommission fest, dass in
den Fällen, in denen Beihilfen für eine Umstrukturierung
gewährt werden, die im Anschluss an die Entscheidung
über die Vereinbarkeit der Beihilfe durchgeführt wird, die
genehmigten Beihilfebeträge auf Schätzungen beruhen
müssen. Derartige Schätzungen waren gerade im vorlie-
genden Falle notwendig, da die Beihilfe aufgrund von
Artikel 10a Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie
90/684/EWG bis 31. Dezember 1993 ausgezahlt werden
musste. Die vorerwähnten Entscheidungen berücksichti-
gen diese Dringlichkeit mit der Bemerkung: „[it] is clear to
the Commission that a decision is urgently needed in order not
to inhibit the possibilities of the yard to restructure“ [Die
Kommission ist sich darüber im Klaren, dass es dringend
einer Entscheidung bedarf, um die Möglichkeiten für eine
Umstrukturierung der Werft nicht zu gefährden].
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(6) Im zweiten Satz des vierten Absatzes der letztgenannten Entschei-
dung heißt es: „Allerdings kann die Kommission entsprechend der
gegenüber dem Rat eingegangenen Verpflichtung nur die Gewährung
von Beihilfe gewähren, wenn deren Notwendigkeit erwiesen ist und
die in der Richtlinie des Rates genannten Beihilfevoraussetzungen im
Gegenzug strikt erfüllt werden“.

(7) Siehe Fußnote 3.



(78) Die Kommission war gezwungen, ihre Entscheidung an-
hand der ihr von der Bundesregierung übermitteln Infor-
mationen vorab zu erlassen. Aus diesem Grund war es
erforderlich, entsprechende Bedingungen hinsichtlich der
Notwendigkeit der Beihilfen in die Entscheidungen aufzu-
nehmen, was denn auch ausdrücklich geschah. Bei An-
nahme der Entscheidungen zog die Kommission die Plau-
sibilität der Verlustprognosen nicht in Zweifel, sie musste
jedoch sicherstellen, dass für den Fall, dass die Verluste
nicht so hoch ausfallen sollten, der gewährte Verlustaus-
gleich zur unvereinbaren Beihilfe wird und daher zurück-
gefordert werden muss.

(79) Die Kommission hat deshalb in sämtlichen Entscheidun-
gen über die Freigabe der Beihilfetranchen an ihre bei
Erlass der Ausnahmeregelung von den sonst für Gemein-
schaftswerften geltenden Vorschriften gegenüber dem Rat
eingegangene Verpflichtung erinnert, sie werde im Rah-
men ihrer Prüfungs- und Kontrollbefugnisse dafür sorgen,
dass die Werften in den neuen Ländern nur so viel Bei-
hilfe erhalten, wie nötig ist, „um die Möglichkeiten einer
Umstrukturierung der Werft nicht zu gefährden“. Es steht
daher außer Zweifel, dass die Vorstellung Deutschlands
von einer nach Abschluss der Umstrukturierung als Pau-
schale gewährten Beihilfe weder mit dem Wortlaut der
Richtlinie noch den Kommissionsentscheidungen in Ein-
klang steht.

Fehlinterpretation der Vorschriften über staatliche
Beihilfen

(80) Vor Erlass der Beihilfeentscheidungen übermittelte
Deutschland der Kommission eine Kopie der Übernahme-
vereinbarung zwischen der THA und der Kvaerner
Warnow Werft. Laut Deutschland war die Kommission
damit vollständig über die als Pauschale gewährte Beihilfe
informiert. Deutschland erklärt aber nicht, inwiefern eine
solche Vereinbarung zwischen der THA und der Kvaerner
Warnow Werft für Dritte, namentlich die Kommission,
bindend sein könnte.

(81) Deutschland verweist ferner auf sein Schreiben vom 28.
Mai 1993, in dem es der Kommission weitere Einzelhei-
ten zur Privatisierung ostdeutscher Werften mitgeteilt
habe. Im Wesentlichen ging es dabei darum zu erläutern,
dass Betriebsbeihilfen notwendig sind, um Auftragsver-
luste und Verluste aufgrund Unterbeschäftigung zu de-
cken. Deutschland verwies ferner darauf, dass eine Erstat-
tung der Verluste gegen Vorlage eines Zahlungsbelegs in
den Übernahmevereinbarungen nicht vorgesehen gewe-
sen sei, um eine unökonomische Geschäftsführung zu
vermeiden. Ziel der THA sei es gewesen, das finanzielle
Risiko zusätzlicher Verluste auf den Investor abzuwälzen.
Aus diesem Grund müssten die voraussichtlichen Verluste
der Werften — die Warnow Werft mit eingeschlossen —

im Voraus so genau wie möglich ermittelt werden.

(82) Deutschland führte außerdem aus, dass im Gegenzug ver-
einbart wurde, dass in dem unwahrscheinlichen Fall einer
günstigeren Kostenentwicklung der Investor hiervon pro-
fitieren solle. Dieser Mechanismus sollte für die Investo-
ren Anreiz sein, den Übergang der Werften zu markt-

wirtschaftlichen Verhältnissen so rasch wie möglich zu
vollziehen.

(83) Aus eben diesem Grund wiederholte die Kommission in
ihrer Entscheidung vom 17. Januar 1994 nochmals die
von Deutschland eingegangenen Verpflichtungen, die be-
reits unmissverständlich in der ersten Deutschland mit
Schreiben vom 3. März 1993 zugestellten Entscheidung
festgehalten waren. Außerdem beschloss die Kommission,
in Form einer Entscheidung, d. h. eines anfechtbaren
Rechtsakts, der möglicherweise Endgültigkeit erlangen
würde, zu antworten. Da sich Deutschland weder über
die beihilferechtlichen Vorschriften noch über den Sach-
verhalt in Unkenntnis befand, kann die Kommission des-
sen Fehlinterpretation der Genehmigungsentscheidungen
von 1993 und 1994 nicht nachvollziehen. In dieser Ent-
scheidung wurde eindeutig erklärt, dass die Kommission
im Rahmen ihrer Kontroll- und Prüfungsbefugnisse dafür
sorgen werde, dass die Werften nur so viel Beihilfe er-
halten, wie sie für ihre Umstrukturierung benötigen.

Höhe der von der KWW empfangenen Beihilfen

(84) In ihren Stellungnahmen machen sowohl Deutschland als
auch die KWW geltend, dass der strittige Betrag von
60,988 Mio. EUR [119,284 Mio. DEM] Teil der allge-
meinen Betriebsbeihilfe sei, die die Kommission mit ihren
Deutschland im März 1993 und Januar 1994 zugestell-
ten Entscheidungen genehmigt habe und deren Verein-
barkeit daher nicht nachträglich erneut überprüft werden
könne. Sie bringen außerdem vor, dass nicht alle von der
Kommission genehmigten Beträge tatsächlich Beihilfen
darstellten. Ein Teil der Umstrukturierungskosten sei aus
Eigenmitteln der Werft finanziert worden, die als Positio-
nen in der Bilanz erscheinen. Lediglich 29,812 Mio. EUR
[58,309 Mio. DEM] seien in bar ausgezahlte Betriebsbei-
hilfen gewesen.

(85) Die Kommission stellt fest, dass die Gesamtbeihilfe so-
wohl „cash“- als auch „non-cash“-Beihilfen einschließt.
Die „non-cash“-Beihilfen bestehen aus den auf das neue
Unternehmen übertragenen Vermögenswerten — teils
Anlage-, teils Umlaufvermögen — in Verbindung mit
den ebenfalls übernommenen, aber anteilig geringeren
Verbindlichkeiten. Der Zahlungsmodus einer Beihilfe ist
jedoch für die Qualifizierung einer Zahlung als Beihilfe
nicht entscheidend. Die Kommission genehmigte in ihren
beiden Entscheidungen eine Betriebsbeihilfe von insge-
samt 380,9 Mio. EUR [745 Mio. DEM], wobei ein Teil
dieser Beihilfe bar ausgezahlt und ein Teil „non-cash“
gewährt wurde. Beide Entscheidungen wurden von
Deutschland und von der begünstigten Werft nicht ange-
fochten. Sie sind somit für Deutschland, das begünstigte
Unternehmen und die Kommission selbst rechtsverbind-
lich. Außerdem muss darauf hingewiesen werden, dass
der Gesamtbetrag der in bar gewährten Beihilfen deutlich
über dem strittigen Betrag von 60,988 Mio. EUR
[119,284 Mio. DEM] liegt. Das begünstigte Unternehmen
hätte gegen die genannten Entscheidungen gemäß Artikel
230 Absatz 5 EG-Vertrag innerhalb von zwei Monaten
Klage erheben müssen, wenn es die Bewertung für falsch
gehalten hätte.
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(86) In Ziffer 7.6.2 des Privatisierungsvertrags heißt es: „The
projected balance sheet was to reflect a special accrual in
the amount of DM 435,500,000.00 meant to finance
catch-up investments to be effected by the Company
during the restructuring period and a special accrual in
the amount of DM 450,000,000.00 meant to finance losses
incurred by the companies during the restructuring period due
to shortfalls in productivity of the company and for other losses
due to the presently lacking competitiveness of the com-
pany“. Hieraus folgt, dass die Zahlung von 450 Mio.
DEM zur Verlustdeckung eine Bedingung für den Kauf
der Warnow Werft war, die in der vorläufigen Bilanz
berücksichtigt wurde. Die vorläufige Bilanz enthielt daher
Positionen, die nicht unmittelbar zu den übertragenen
Vermögenswerten gehörten, sondern die die KWW zur
Deckung der Verluste aus Schiffbauaufträgen erhielt.
Diese Positionen stellen staatliche Beihilfen dar.

(87) Dass ein Teil der Beihilfe keine Bar-Beihilfe darstellt, wird
in der der Bundesregierung am 17. Januar 1994 zuge-
stellten Kommissionsentscheidung deutlich zum Aus-
druck gebracht: „617,1 Mio. DEM Betriebsbeihilfe, wovon
113,5 Mio. DEM bar bezahlt werden, davon 66,9 Mio.
DEM Wettbewerbsbeihilfe und 46,6 Mio. DEM zur Abde-
ckung eines Teils der Verluste aus nach dem 1. Juli 1990
unterzeichneten Verträgen …“. Hieraus folgt, dass der
größte Teil der von der Kommission mit dieser Entschei-
dung genehmigten Betriebsbeihilfe, nämlich 257,4 Mio.
EUR [503,6 Mio. DEM], als „non-cash“-Beihilfe geneh-
migt wurde.

(88) Die KWW kann sich nicht darauf berufen, dass es die
Entscheidungen in den Teilen, die die „non-cash“-Beihil-
fen betrafen, deshalb nicht angefochten habe, weil die
Kommission eine Positiventscheidung erlassen habe. Die
Einstufung der Übertragung von Vermögenswerten als
staatliche Beihilfe stellte für die KWW eine solche Belas-
tung dar, dass eine Klage gegen die Entscheidung zulässig
gewesen wäre, wenn die KWW dem nicht zugestimmt
hätte. Die Kommission wertete die Maßnahmen als Bei-
hilfe und prüfte ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinsa-
men Markt. Dies bedeutet, dass die Kommission Bedin-
gungen stellen bzw. Verpflichtungen seitens Deutschlands
akzeptieren konnte, die unmittelbare Auswirkungen auf
die Transaktionen des begünstigten Unternehmens hat-
ten. In solch einer Situation ist eine Nichtigkeitsklage
zulässig (8).

(89) Die Kommission nahm anhand der verfügbaren Informa-
tionen eine detaillierte Prüfung der Beihilfebeträge vor,
die nach Genehmigung der Maßnahme an die KWW aus-
gezahlt worden waren. Nach Prüfung der Bilanz vor der
Privatisierung, der Bilanz bei Übergabe, der Spillover-Be-
richte des Wirtschaftsprüfungsunternehmens Arthur An-
derson, des Privatisierungsverfahrens und des Privatisie-
rungsvertrags hat es den Anschein, dass die Werft eine

von der Kommission in ihrer Entscheidung vom 3. März
1993 genehmigte Betriebsbeihilfe in Form eines Erlasses
von Altschulden in Höhe von 42,1 EUR Mio. EUR [82,4
Mio. DEM] nicht erhalten hat.

(90) Ein solcher Verzicht würde nur dann eine staatliche Bei-
hilfe darstellen, wenn die Aktiva nicht mit den alten Ver-
bindlichkeiten belastet würden (oder wenn die Aktiva auf
den Beihilfeempfänger übergehen, wenn, wie im vorlie-
genden Fall, ein neues Unternehmen gegründet wird). Die
Bilanz der KWW bei Übergabe zeigt jedoch keine Über-
tragung von Aktiva, die von Verbindlichkeiten in Höhe
des Verzichts befreit worden wären, was eine Betriebsbei-
hilfe dargestellt hätte. Da das Darlehen, auf dessen Rück-
zahlung kurz vor der Privatisierung verzichtet wurde,
eine Verbindlichkeit der WW war (einer staatlichen
Werft), war nur der Staat als früherer Anteilseigner be-
günstigt, ohne dass dieser den Vorteil jedoch auf das
neue Unternehmen übertragen hat. Daher kam die Werft
offensichtlich nicht in den Genuss dieser von der Kom-
mission zuvor genehmigten Betriebsbeihilfe.

(91) Schließlich wurden laut Spillover-Bericht Schiffbauauf-
träge für spezielle Schiffe — so genannte „Kassetten-
schiffe“ — nicht auf die KWW übertragen. Obwohl ein
Verlustausgleich für diese Aufträge in die von der Kom-
mission am 17. Januar 1994 genehmigten 315,5 Mio.
EUR [617,1 Mio. DEM] Betriebsbeihilfe mit eingerechnet
wurde, war die KWW nicht mit der Ausführung dieser
Aufträge beauftragt. Dementsprechend hätte die KWW
keinen Ausgleich für die voraussichtlichen Verluste aus
diesen Aufträgen bekommen dürfen. Daher gibt es kei-
nen Grund, die nicht erhaltene Beihilfe von 17,7 Mio.
EUR [34,6 Mio. DM] auszugleichen. Wie in den Rand-
nummern 12 bis 20 erwähnt, war dieser Betrag nicht im
Verlustausgleich von 230,08 Mio. EUR [450,0 Mio.
DEM] enthalten, der im Spillover-Bericht genannt wird.

(92) KWW hat 8 Mio. EUR [15,6 Mio. DEM] weniger Investi-
tionsbeihilfen vom Land Mecklenburg-Vorpommern er-
halten.

Wettbewerbshilfe

(93) Die KWW und Deutschland argumentieren, dass, sollte
die Kommission nichtsdestotrotz zu dem Schluss kom-
men, dass die Differenz zwischen den geschätzten und
den tatsächlichen Verlusten beihilferechtlich relevant sei,
diese nicht so groß sei wie von der Kommission behaup-
tet. Die Wettbewerbshilfe in Höhe von 31,955 Mio. EUR
[62,5 Mio. DEM] sei nicht dazu bestimmt gewesen, Ver-
luste auszugleichen, sondern wie sonst auch dazu, die
Nachteile zu kompensieren, die allen deutschen Werften
aufgrund ihrer geografischen Lage in Deutschland und in
Europa entstünden.
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(94) Die Kommission stellt fest, dass der Privatisierungsvertrag
und die dazugehörige Begründung, wie bereits ausge-
führt, eine ausführliche Aufstellung der Beihilfen für die
Umstrukturierung der Werft enthielten. Darin wird die
Gesamthöhe der zum Ausgleich von Verlusten während
der Umstrukturierung bestimmten Beihilfen mit 285,096
Mio. EUR [557,6 Mio. DEM] beziffert. Diese Summe
beinhaltete 230,091 Mio. EUR [450 Mio. DEM] Beihilfen
zum Ausgleich von Verlusten, 37,32 Mio. EUR [73 Mio.
DEM] Wettbewerbshilfe und 17,69 Mio. EUR [34,6 Mio.
DEM] Beihilfe für Verluste aus einem noch unerledigten
Auftrag, der von der Treuhandanstalt übernommen wor-
den war.

(95) Unter der Position „Wettbewerbshilfe“ erhielt die KWW
nur 31,955 Mio. EUR [62,5 Mio. DEM] anstatt der ge-
nehmigten 37,3 Mio. EUR [73 Mio. EUR]. Die Wettbe-
werbshilfe war zum Zwecke der Verlustdeckung während
der Umstrukturierung genehmigt worden. Aus diesem
Grund hat die Kommission den Ausgleich für nicht ge-
zahlte Wettbewerbshilfe in die genehmigte Gesamtbei-
hilfe für den Ausgleich von Verlusten aufgenommen.

(96) Selbst wenn man sich der Argumentation der KWW an-
schließen wollte, würde dies nichts an der Bewertung
durch die Kommission ändern. Es ist unstrittig, dass die
KWW Beihilfen in Form einer Wettbewerbshilfe erhielt.
Diese Wettbewerbsbeihilfe stellte eine Einnahmequelle
dar und verringerte die Verluste, gleich, ob sie als Ver-
lustausgleich klassifiziert wird oder nicht. Folglich war
der Bedarf an Betriebsbeihilfen zum Ausgleich von Ver-
lusten geringer. Die Argumentation der KWW, die Wett-
bewerbsbeihilfe völlig außen vor zu lassen, ist nicht halt-
bar und daher zurückzuweisen.

Kontroll- und Prüfungsbefugnisse

(97) Deutschland zieht ebenfalls die Befugnis der Kommission
in Zweifel festzustellen, ob die Beihilfe zweckentspre-
chend verwendet wurde. Die Kommission stellt fest,
dass in den Entscheidungen über die Genehmigung der
Beihilfe ausdrücklich festgehalten ist, dass die Kommis-
sion im Rahmen ihrer Kontroll- und Prüfungsbefugnisse
dafür sorgen wird, dass die Werften in den neuen Län-
dern nur die für ihre Umstrukturierung notwendigen Bei-
hilfen erhalten.

(98) Die Kommission teilt nicht die Auffassung Deutschlands,
wonach sich die in dem betreffenden Satz erwähnten
Kontroll- und Prüfungsbefugnisse nur auf den Zeitpunkt
beziehen, zu dem die Schätzungen geprüft und die Bei-
hilfetranchen freigegeben wurden. Zu berücksichtigen
sind in diesem Zusammenhang sowohl die besonderen
Umstände des Falls, vor allem die Tatsache, dass gemäß
den Bestimmungen der Richtlinie 92/68/EWG die Be-
triebsbeihilfe vor Ablauf des Jahres 1993 ausgezahlt wer-
den musste, als auch der Umstand, dass die Bundesregie-
rung in derselben Richtlinie zur Berichterstattung ver-
pflichtet wurde. Vor diesem Hintergrund kann die Ver-
pflichtung der Kommission gegenüber dem Rat nur so

verstanden werden, dass die Kommission prüfen wird, ob
sich die Beihilfe auch wirklich auf das zur Umstrukturie-
rung erforderliche Minimum beschränkt.

(99) Die Kommission stellt fest, dass gemäß Artikel 10a Ab-
satz 2 Buchstabe d der Richtlinie 90/684/EWG Deutsch-
land verpflichtet war, gegenüber der Kommission in
Form von Jahresberichten eines unabhängigen Wirt-
schaftsprüfers zu belegen, dass die Beihilfezahlungen aus-
schließlich den Werften im Gebiet der ehemaligen DDR
zugute kamen. Diese so genannten Spillover-Berichte
wurden der Kommission bis zum Abschluss der Um-
strukturierung, also bis Ende 1995, übermittelt, um zu
dokumentieren, dass die Beihilfen ausschließlich für die
KWW verwendet wurden. Darüber hinaus enthielten die
Berichte Angaben zur konkreten Verwendung der Beihil-
fen.

(100) Deutschland argumentiert, dass sich aus dem Umstand,
dass der Kommission nach Genehmigung der Beihilfen
Bericht erstattet worden sei, vor allem in Form der so
genannten Spillover-Berichte, auf keinen Fall eine Befug-
nis zur nochmaligen Überprüfung der Notwendigkeit der
Beihilfe herleiten lasse. Die Spillover-Berichte seien als
Nachweis dafür gedacht gewesen, dass keine Beihilfen
von der Werft an anderen Unternehmen geflossen seien.
Ihr Zweck hätte nicht darin bestanden, die tatsächliche
Höhe der Verluste festzustellen. Die Angaben zur Ver-
wendung der Beihilfen in den Berichten hätten lediglich
dazu gedient, entsprechend dem Zweck der Spillover-
Kontrollen in nachvollziehbarer Weise zu dokumentieren,
dass keine Beihilfen vom Investor auf andere Werften
übertragen worden seien.

(101) Deutschland lässt dabei außer Acht, dass beide Genehmi-
gungsentscheidungen im Gegenzug für die Freigabe der
Betriebsbeihilfe zur Verlustdeckung Verpflichtungen ent-
halten, um eine Überkompensierung zu verhindern. An-
gesichts dieser Vorsichtsmaßnahmen dürfte sich eine wei-
tere Diskussion über die Kontrollbefugnisse erübrigen, da
nicht ernsthaft bezweifelt werden kann, dass die Kom-
mission befugt und sogar verpflichtet ist, aus der Nicht-
beachtung wesentlicher Voraussetzungen für die Geneh-
migung einer Beihilfe Konsequenzen zu ziehen. In diesen
Fällen muss die Kommission auf der Rückforderung der
Beihilfe bestehen, die als mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar und rechtswidrig und damit als nicht geneh-
migte Beihilfe anzusehen ist.

(102) Die Kommission stimmt mit Deutschland darin überein,
dass der Zweck der Spillover-Berichte darin bestand dar-
zulegen, dass keine Beihilfen für die Umstrukturierung
der Werft anderen Unternehmen, z. B. der Muttergesell-
schaft, zugeflossen sind. Laut Genehmigungsentscheidun-
gen schloss die Kontrolle der Verwendung der Beihilfen
jedoch mit ein, dass der Zweck überprüft wird, dem sie
zugeführt wurden, um sicher zu gehen, dass sämtliche
Beihilfen ausschließlich für die Umstrukturierung der
Werft verwendet wurden.
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(103) Die ordnungsgemäße Verwendung der Beihilfen für den
jeweils vorgesehenen Zweck war ein wichtiger Aspekt der
Prüfung. Struktur und Inhalt der Spillover-Berichte, in
denen die Ausführungen über die Verwendung der emp-
fangenen Beihilfen breiten Raum einnehmen, verdeutli-
chen dies. Diese Informationen wurden immerhin für
so wichtig gehalten, dass sie in die Berichte aufgenom-
men wurden, um der Kommission die Möglichkeit zu
geben, ihrer gegenüber dem Rat eingegangenen Verpflich-
tung nachzukommen und in Übereinstimmung mit den
Genehmigungsentscheidungen die ordnungsgemäße Ver-
wendung der Beihilfen zu überprüfen.

Zeitpunkt der Überprüfung durch die Kommission

(104) Sowohl die KWW als auch Deutschland argumentieren
ferner, dass die Kommission bereits seit 1996, d. h. seit
Vorlage des letzten Spillover-Berichts, gewusst habe, dass
die tatsächlichen Verluste deutlich hinter den Schätzun-
gen zurückblieben. Trotzdem habe die Kommission erst
1999 mit der Prüfung der Sache begonnen.

(105) Wie schon in dem Beschluss über die Verfahrenseröff-
nung stellt die Kommission fest, dass sich der letzte Spil-
lover-Bericht lediglich auf den Zeitraum bis 31. Dezem-
ber 1995 erstreckt. Anlage 2 dieses Berichts enthält auf
Seite 1 eine Tabelle mit den bis 31. Dezember 1995
erhaltenen Beihilfen. Danach beliefen sich die Beihilfen,
die bis zu diesem Zeitpunkt für den Ausgleich von Ver-
lusten aufgewendet worden waren, auf 256,817 Mio.
EUR [502,291 Mio. DEM]. Ausgezahlt worden waren
aber Beihilfen in Höhe von 262,0 Mio. EUR [512,5
Mio. DEM]. Da die fehlenden 5 Mio. EUR nach dem
31. Dezember 1995 hätten notwendig werden können,
weil bis dahin noch nicht alle Verluste in Verbindung mit
den bis 31. Dezember 1993 unterzeichneten Verträgen
angefallen waren, bestand für die Kommission kein
Grund, tätig zu werden.

(106) Die Kommission konnte beim letzten Spillover-Bericht
nicht wissen, dass die Differenz zwischen den tatsächli-
chen und den geschätzten Verlusten deutlich über den
Angaben in dem letzten Bericht lagen, nämlich bei
60,988 Mio. EUR [119,284 Mio. DEM] anstatt bei
5 Mio. EUR. Da die Kommission weder von Deutschland
noch von der KWW, denen inzwischen der Abschlussbe-
richt des unabhängigen Wirtschaftsprüfers vorlag, über
die veränderte Lage im Jahr 1997 unterrichtet wurde,
befand sie sich über die tatsächliche Situation im Unkla-
ren. Diese wurde ihr erst im Juli 1999 klar, als sie auf
eigene Nachfrage hin von Deutschland mit Schreiben
vom 30. Juni 1999 die Ausführungen des Wirtschafts-
prüfers vom 25. April 1997 erhielt. Da diese Ausführun-
gen nur an Deutschland gerichtet wurden, nicht aber an
die Kommission, war ihr der wahre Sachverhalt vor Juli
1999 nicht bekannt. In diesem Zusammenhang möchte
die Kommission betonen, dass Deutschland seine Be-
hauptung, die Kommission sei informiert gewesen, nicht
belegt hat.

Zweckentsprechende Verwendung der Beihilfen

(107) Die KWW argumentiert, dass die für die Umstrukturie-
rung zur Verfügung gestellten Mittel allesamt zweckent-
sprechend verwendet worden seien, da sich die Geneh-
migung in den Kommissionsentscheidungen nicht spe-
ziell auf Beihilfen zum Ausgleich von Verlusten bezogen
habe. Vielmehr sei die Genehmigung ganz allgemein für
Betriebsbeihilfen erteilt worden. Die Beihilfen seien zur
Umstrukturierung der Werft und damit zweckentspre-
chend verwendet worden.

(108) Die Kommission stellt fest, dass in den beiden Deutsch-
land im März 1993 und im Januar 1994 zugestellten
Entscheidungen spezielle Beträge zum Ausgleich von Ver-
lusten ausgewiesen sind. In der ersten Entscheidung wer-
den ausdrücklich 6 Mio. EUR [11,7 Mio. DEM] und in
zweiten Entscheidung 23,82 Mio. EUR [46,6 Mio. DEM]
zur Deckung eines Teils der Verluste aus Verträgen, die
nach dem 1. Juli 1990 unterzeichnet wurden, genehmigt.
Diese Beträge waren dazu gedacht, um ganz spezielle
Verluste auszugleichen, während bei den restlichen Be-
triebsbeihilfen kein Verwendungszweck für spezifische
Verluste genannt wird, was jedoch nicht bedeutet, dass
die Beihilfen für andere Zwecke bestimmt waren. In der
Anmeldung war der Zweck dieser Beträge eindeutig mit
Ausgleich von Auftragsverlusten angegeben worden.

(109) Die Kommission stellt fest, dass der Privatisierungsvertrag
und die Begleitunterlagen eine ausführliche Liste der ver-
schiedenen Arten von Beihilfen enthalten. Darin wird ein
Betrag von 285 Mio. EUR [557 Mio. DEM] als Ausgleich
für Verluste im Umstrukturierungszeitraum ausgewiesen.
In den Spillover-Berichten, auf die sich die Kommission
bei der Prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der
Beihilfen entsprechend dem genehmigten Zweck stützte,
werden die Beihilfen auf dieselbe Weise aufgeschlüsselt.
Die Kommission genehmigte in den beiden Deutschland
im März 1993 und im Januar 1994 zugestellten Ent-
scheidungen Betriebsbeihilfen, die speziell für den Aus-
gleich von Verlusten während der Phase der Umstruktu-
rierung gedacht waren.

(110) Die Kommission berücksichtigt, dass eine barwirksame
Verwendung von Rückstellungen für Chartergarantien in
Höhe von [...] (*) Mio. EUR [[...] Mio. DEM] und Eigen-
kapitalgarantien in Höhe von [...] Mio. EUR [[...] DEM] —
also insgesamt [...] EUR [[...] DEM] — im Spillover-Be-
richt nicht berücksichtigt wurde. Diese Kosten, die den
Schiffbauaufträgen nicht korrekt zugerechnet worden
sind, wurden erst nach 1995 wirksam. Doch selbst
wenn diese Ausgaben berücksichtigt würden, so wären
die Verluste während der Umstrukturierung immer
noch sehr viel geringer als die zu ihrer Deckung geneh-
migte Beihilfe.
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(111) Obwohl die Kommission die Kosten berücksichtigen
kann, die durch die Charter- und Eigenkapitalgarantien
entstanden sind, die auf natürliche Weise mit besonderen
Schiffbauverträgen verbunden sind und die per Definition
entstehen nachdem die Schiffe ausgeliefert wurden, kann
dieselbe Begründung nicht für Restrukturierungskosten
herangezogen werden, die nach dem Dezember 1995
entstanden sind. Tatsächlich hat der Privatisierungsvertrag
klar festgelegt, dass das Unternehmen eine bestimmte
Mindestzahl von Arbeitskräften bis Ende 1995 zu be-
schäftigen hatte. Für den Fall, dass diese Verpflichtung
nicht eingehalten worden wäre und weniger Arbeiter be-
schäftigt worden wären, waren erhebliche Bußgelder vor-
gesehen. Die gesamten Schließungsbeihilfen und Beihilfen
zur Abdeckung der Verluste, die von der Kommission
genehmigt wurden, betrafen lediglich den Restrukturie-
rungszeitraum, der im Dezember 1995 endete. Daher
war es von Beginn an klar, dass KWW, wenn es nicht
mehr benötigte Arbeitskräfte freisetzen wollte, bis Ende
1995 warten musste und dass diese Kosten nicht mehr
durch Schließungs- oder Betriebsbeihilfen abgedeckt wür-
den. Dieser Zeitraum war bereits zu Beginn der Privati-
sierung bekannt. Erstens ist es nicht möglich, diese Logik
zu ändern und die Restrukturierungskosten, die nach
dem Dezember 1995 entstanden sind, Verträgen zuzu-
ordnen, die vor diesem Datum ausgeführt wurden. Zwei-
tens hat die Restrukturierung, die nach 1995 stattgefun-
den hat, natürlich nicht zu niedrigeren Kosten für Schiff-
bauverträge geführt, die vor diesem Datum ausgeführt
wurden. Drittens stellt die Maßgabe des Privatisierungs-
vertrages, die die Firma verpflichtet hat, eine bestimmte
Anzahl von Arbeitskräften zu beschäftigen, eine exogene
und besondere Verpflichtung dar, die nicht mit bestimm-
ten Verträgen verknüpft werden kann.

(112) Was die Behauptung der KWW betrifft, die Beihilfe sei
zur Umstrukturierung der Werft und damit zweckent-
sprechend verwendet worden, bemerkt die Kommission,
dass es möglich war, die die tatsächlichen Verluste über-
steigenden Beihilfebeträge einem anderen Zweck zuzu-
führen. Nach den der Kommission vorliegenden Informa-
tionen wurden alle anderen Arten von genehmigten Um-
strukturierungsbeihilfen jedoch in vollem Umfang ihrem
Bestimmungszweck zugeführt. Da Höhe und Zweck der
Beihilfen in den Kommissionsentscheidungen jedoch
ganz genau festgelegt waren, blieb kein Spielraum, um
weitere Beihilfebeträge für Umstrukturierungszwecke zu
verwenden.

(113) Da sich weder die KWW noch Deutschland zur Verwen-
dung der verbleibenden 55,423 Mio. EUR [108,399 Mio.
DEM] geäußert haben, kommt die Kommission anhand
der ihr vorliegenden Informationen zu dem Schluss, dass
die 55,423 Mio. EUR [108,399 Mio. DEM] Beihilfe nicht
für den von der Kommission genehmigten Zweck ver-
wendet wurden.

Höhe der zu viel gezahlten Beihilfe

(114) In den Genehmigungsentscheidungen ist festgelegt, dass
die Werften nur so viel Beihilfe erhalten dürfen, wie sie

für ihre Umstrukturierung benötigen, wobei sich die
Kommission verpflichtet hat, die Einhaltung dieser Be-
stimmung zu überwachen. Daher kann nur der Ausgleich
der tatsächlich angefallenen Verluste als eine mit den
Kommissionsentscheidungen vereinbare Beihilfe angese-
hen werden.

(115) Die Kommission stellt fest, dass nur die in Einklang mit
den Kommissionsentscheidungen gewährte Beihilfe, die
die dort genannten Bedingungen — auch hinsichtlich
des vorgesehenen Verwendungszwecks — erfüllt, als
mit den Kommissionsentscheidungen und folglich mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden
können. Beihilfen, die diese Bedingungen nicht erfüllen,
sind automatisch vom Anwendungsbereich der Kommis-
sionsentscheidungen ausgenommen und werden damit
zu unvereinbaren Beihilfen.

(116) Die Kommission kommt somit zu dem Ergebnis, dass
sich die von ihr zur Umstrukturierung der KWW geneh-
migte Gesamtbeihilfe auf 637,5 Mio. EUR [1 246,9 Mio.
DEM] beläuft. Im Hinblick auf die Betriebsbeihilfen stellt
sie fest, dass die KWW die Summe von 42,1 Mio. EUR
[82,4 Mio. DEM], die in Form eines Verzichts auf die
Begleichung von Altschulden gewährt werden sollte,
nicht erhalten hat sowie 5,4 Mio. EUR [10,5 Mio.
DEM] weniger Wettbewerbshilfe als geplant erhalten hat.

(117) Da die KWW die Aufträge über den Bau der Kassetten-
schiffe nicht ausführte, konnte offensichtlich auch kein
Ausgleich für Verluste aus diesen Aufträgen gezahlt wer-
den. Wie zuvor erläutert, wird die nicht erfolgte Zahlung
dieser Beihilfe nicht berücksichtigt.

(118) Die Kommission stellt fest, dass die KWW laut Bericht
des Wirtschaftsprüfers über die bis 31. Dezember 1995
an sie ausgezahlten Beihilfen 230,08 Mio. EUR [450 Mio.
DEM] direkt als Ausgleich für Verluste und 31,95 Mio.
EUR [62,5 Mio. DEM] als Ausgleich für eine nicht erhal-
tene Wettbewerbshilfe, also insgesamt 262 Mio. EUR
[512,5 Mio. DEM] erhalten hat.

(119) Außerdem stellt die Kommission fest, dass aus den von
Deutschland mit Schreiben vom 30. Juni 1999 übermit-
telten Unterlagen, darunter auch die Erklärung des Wirt-
schaftsprüfers vom 25. April 1997, hervorgeht, dass sich
die Verluste, die mit dem genehmigten Beihilfebetrag ge-
deckt werden sollten, zum 31. Dezember 1996 lediglich
auf 201,048 Mio. EUR [393,216 Mio. DEM] beliefen. Bei
Einrechnung der zuvor erwähnten zusätzlichen Verluste
aus bestimmten Garantien erhöht sich dieser Betrag um
[...] Mio. EUR [[...] Mio. DEM] auf 206,613 Mio. EUR
[404,101 Mio. DEM].
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(120) Anhand der ihr vorliegenden Informationen stellt die
Kommission somit fest, dass die KWW, wie die obigen
Ausführungen belegen, während der Umstrukturierung
262 Mio. EUR [512,5 Mio. DEM] Betriebsbeihilfen als
Verlustausgleich erhalten hat, wohingegen sich die tat-
sächlichen Verluste auf nur 206,613 Mio. EUR
[404,101 Mio. DEM] beliefen. Demnach hat die KWW
als Ausgleich für Verluste 55,423 EUR [108,399 Mio.
DEM] zu viel Betriebsbeihilfe erhalten.

(121) Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass Kvaerner eine
für Umstrukturierungszwecke von der Kommission ge-
nehmigte Betriebsbeihilfe in Höhe von 42,1 Mio. EUR
[82,4 Mio. DEM] nicht erhalten hat. Dieser Betrag kann
daher von dem überschüssigen Beihilfebetrag in Abzug
gebracht werden. Dass die zu viel gezahlten Beihilfen für
den Ausgleich von Auftragsverlusten und die nicht erhal-
tenen Betriebsbeihilfen gegeneinander aufgerechnet wer-
den, steht mit der von der Kommission in den Genehmi-
gungsentscheidungen eingegangenen Verpflichtung i Ein-
klang, dafür zu sorgen, dass der Beihilfeempfänger nur
die Beihilfe erhält, die er für die Umstrukturierung tat-
sächlich benötigt. Hieraus folgt, dass nur die Summe von
13 293 077 EUR [25 999 000 DEM] zurückzufordern
ist.

Erläuterung des mutmaßlichen 400 Mio. DEM Darle-
hens [205 Mio. EUR], das KWW Kvaerner a.s. ge-

währt hat

(122) Obwohl die Kommission das Verfahren über diesen As-
pekt nicht eröffnete, hat Kvaerner die folgende Erklärung
über die Kassenbewegung von ungefähr 400 Mio. DEM
[205 Mio. EUR] abgegeben, über die die deutsche Presse
am 12. Juni 1999 berichtet hatte und die Ausgangspunkt
der Kommissionsanforderung von zusätzlichen Informa-
tionen war (s. Randnummer 1).

(123) Die Kvaerner Gruppe hatte ein „cash pooling“ System
eingeführt, in dem alle zugeführten Kassenmittel zusam-
mengefasst wurden und aus dem heraus alle Kassenzah-
lungen für Verbindlichkeiten und andere Zahlungen vor-
genommen wurden. Ab 1998 wurde KWW Bestandteil
des „cash pooling“. Beiträge von KWW an den „cash
pool“ fanden in der Form von rückzahlbaren Darlehen
von KWW an die Muttergesellschaft, Kvaerner a.s., statt.

(124) Zur Einführung der Konzentration der Bareinlagen („cash
concentration“) durch Kvaerner a.s. ist Folgendes zu be-
merken: [...]

(125) Das „cash pooling“ wies für KWW mit 172,877 Mio.
EUR im Juni 1999 einen Höhepunkt auf (ein höherer,
nicht korrekter Betrag von 200 Mio. EUR gelangte an die
Presse), von dem [...] Mio. EUR als zusätzliche Sicherhei-
ten für die Bürgschaften dienten. Verbindlichkeiten von
KWW wurden direkt anschließend aus der Konzentration
der Bareinlagen („cash concentration“) bezahlt und ver-
ringerten folglich den Betrag aus der Konzentration der
Bareinlagen um [...] Mio. EUR, so dass ungefähr [...] Mio.
EUR als „freie“ Barmittel übrig blieben.

(126) Die gesamten verfügbaren Barmittel stammten aus dem
positiven Cashflow zwischen den Jahren 1996 und 1998,

Zahlungen durch Schiffseigner für Auslieferungen im Jahr
1998 und zu Beginn des Jahres 1999 sowie beträchtli-
chen Abschlagzahlungen, die sehr großen Schiffbauauf-
trägen zuzurechnen waren (solche Zahlungen zwischen
Mitte 1998 und Juni 1999 beliefen sich auf [...] Mio.
EUR). Der vorübergehende Charakter dieser Spitze an
Barmitteln im Juni 1999 und die Korrelation mit den
Abschlagszahlungen zeigt sich außerdem an der Tatsache,
dass Ende 1999 sich die gesamte Konzentration der Bar-
mittel auf lediglich [...] Mio. EUR zugunsten von KWW
belief, während die Abschlagszahlungen, die neuen Auf-
trägen zuzurechnen waren, zu dieser Zeit [...] Mio. EUR
betrugen.

(127) Diese Elemente zeigen, dass die Kassenbewegungen, von
denen die deutsche Presse im Jahre 1999 berichtete, an-
scheinend nicht die Folge von zu viel gezahlten Beihilfen
war, die während des Restrukturierungszeitraumes bis
Ende 1995 gewährt wurden.

VI. VERFAHRENSDAUER

(128) Wie bereits in dem Beschluss über die Einleitung des
Verfahrens ausgeführt, berichtete die deutsche Presse am
12. Juni 1999, dass die Kvaerner Warnow Werft ihrer
Muttergesellschaft Kvaerner a.s. ein Darlehen über rund
400 Mio. DEM gewährt hat. In ihrem Schreiben vom 16.
Juni 1999 bat die Kommission um ausführliche Angaben
zur Herkunft der Mittel, um sicherzugehen, dass diese
nicht aus verbleibenden Restbeihilfen stammten, die das
Unternehmen zwischen 1993 und 1995 erhalten hatte,
oder anderweitige Beihilfeelemente enthielten. Deutsch-
land lieferte schließlich die verlangten Auskünfte mit
Schreiben vom 16. September 1999 (siehe hierzu auch
die Punkte I.1 und I.2 des Beschlusses über die Verfah-
renseröffnung).

(129) Mit Schreiben vom 29. Februar 2000 hat die Kommis-
sion Deutschland ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der
vorerwähnten Beihilfen das Verfahren nach Artikel 88
Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten (9). Der Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften urteilte in den verbunde-
nen Rechtssachen C-74/00°P und C-75/00°P (10), dass
„die Kommission durch das grundlegende Erfordernis
der Rechtssicherheit daran gehindert [ist], unbegrenzt
lange zu warten, ehe sie von ihren Befugnissen Gebrauch
macht“. Im vorliegenden Fall dürfte dies irrelevant sein,
da die Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22.
März 1999 über besondere Vorschriften für die Anwen-
dung von Artikel 93 des EG-Vertrags (11) eine Regelung
zur Verfahrensdauer enthält. In Artikel 7 Absätze 6 und
7 heißt es u. a.: „Die Kommission bemüht sich darum,
eine Entscheidung möglichst innerhalb von 18 Monaten
nach Eröffnung des Prüfverfahrens zu erlassen (…). Ist
die Frist nach Absatz 6 abgelaufen, so erlässt die Kom-
mission auf Wunsch des betreffenden Mitgliedstaats in-
nerhalb von zwei Monaten auf der Grundlage der ihr zur
Verfügung stehenden Informationen eine Entscheidung.“
Die Kommission stellt fest, dass Deutschland nicht um
die Anwendung dieser Bestimmung nachgesucht hat.
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(130) Außerdem baten Deutschland mit Schreiben vom 4. Juni
2003 und die Muttergesellschaft des begünstigten Unter-
nehmens, deren Anliegen vom norwegischen Industrie-
Handelsministerium in einem Begleitschreiben vom
5. Januar 2004 unterstützt wurde, die Kommission, mit
der Entscheidung noch zu warten, bis der Gerichtshof
sein Urteil in der Rechtssache C-181/02°P gefällt
habe. (12) Die KWW kann daher nicht geltend machen,
dass „das grundlegende Erfordernis der Rechtssicherheit“
verletzt worden sei, da sie die Verhandlungen mit der
Kommission weitergeführt und sogar im Mai 2004
noch neue, wenn auch wenig überzeugende Unterlagen
vorgelegt hat.

VII. SCHLUSSFOLGERUNG

(131) Die Kommission betont, dass nicht nur die Entscheidun-
gen, mit der staatliche Beihilfen für die KWW genehmigt
wurden, besonders und einzigartig waren, sondern auch
die die Entscheidungen begleitenden, in der deutschen
Wiedervereinigung gründenden Rahmenbedingungen.
Die Entscheidungen wurden insbesondere aufgrund einer
besonderen Rechtsgrundlage, nämlich Artikel 10a der
Richtlinie 90/684/EWG, getroffen, die außerordentlich
umfangreiche Beihilfen erlaubte. Gleichzeitig setzte der
Rat kurze Fristen, in deren Rahmen die Beihilfen ausge-
zahlt werden mussten (bis zum 31. Dezember 1993). Da
die vorgesehene Summe der Beihilfen nur auf groben
Schätzungen beruhte, betonte die Genehmigungsentschei-
dung, dass die Kommission sicherstellen müsse, dass die
Werften in den neuen Ländern nur so viele Beihilfen
erhalten dürften wie zur Restrukturierung erforderlich
wären. Diese besondere Maßgabe eines ex post Überwa-
chungsmechanismus für die Vereinbarkeit von Beihilfen
— die ungewöhnlich und außerordentlich ist — wurde
mit Hilfe von Spillover-Berichten umgesetzt. Diese stell-
ten sicher, dass kein anderes Unternehmen als KWW
Beihilfen erhielt und enthalten darüber hinaus eine Be-
richterstattung über erhaltene Beihilfezahlungen von
Kvaerner sowie seine Verluste aus bestimmten Schiffsbau-
verträgen, für welche Beihilfen als Kompensation geleistet
wurden.

(132) Da die Genehmigungsentscheidung deutlich machte, dass
nur die Beihilfen, die zur Restrukturierung erforderlich
waren, vereinbare Beihilfen seien und dass ein besonderer
Überwachungsmechanismus eingerichtet wurde, um die
Entwicklung von Verlusten aus Schiffsbauverträgen zu
kontrollieren, kann der Beihilfeempfänger keinen Ver-
trauensschutz geltend machen. Die Kommission hat nie-
mals mitgeteilt, dass — entgegen dem Wortlaut der Ent-
scheidung, ihrer Verpflichtung gegenüber dem Rat und
dem spezifischen Überwachungsmechanismus — Beihil-
fen für die Kompensation von Verlusten als Pauschalbe-
trag betrachtet werden könnten. KWW wusste, dass für
eine solch beträchtliche Beihilfesumme, die auf groben
Schätzungen beruhte und in kurzer Frist berechnet
wurde, ein Pauschalbetrag mit den Regeln einer ordent-
lichen Beihilfenkontrolle nicht vereinbar gewesen wäre.

(133) Die Kommission vertritt daher die Auffassung, dass die
der KWW von Deutschland gewährten 13 293 077 EUR

[25 999 000 DEM] Betriebsbeihilfe mit der Vorschrift der
Deutschland mit Schreiben vom 3. März 1993 bzw. 17.
Januar 1994 zugestellten Kommissionsentscheidungen
unvereinbar ist, wonach die Werften in den neuen Län-
dern nur so viel Beihilfe erhalten dürfen, wie sie für ihre
Umstrukturierung benötigen. Da nur diejenigen Beihilfen
gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe e EG-Vertrag als
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen wer-
den können, die mit den aufgrund der Richtlinie
90/684/EWG angenommenen Kommissionsentscheidun-
gen in Einklang stehen, kommt die Kommission zu dem
Ergebnis, dass die erhaltenen 13 293 077 EUR
[25 999 000 DEM] Beihilfe gemäß Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar
sind.

(134) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
659/1999 entscheidet die Kommission bei Negativent-
scheidungen, dass der betreffende Mitgliedstaat alle not-
wendigen Maßnahmen ergreift, um die rechtswidrige Bei-
hilfe vom Empfänger zurückzufordern. Die zurückzufor-
dernde Beihilfe umfasst auch Zinsen von dem Zeitpunkt
an, ab dem die rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger zur
Verfügung stand, bis zu ihrer tatsächlichen Rückzahlung.

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die staatliche Beihilfemaßnahme Deutschlands zugunsten der
Kvaerner Warnow Werft GmbH in Höhe von 13 293 077
EUR [25 999 000 DEM] ist mit dem Gemeinsamen Markt un-
vereinbar.

Artikel 2

(1) Deutschland ergreift alle notwendigen Maßnahmen, um
die in Artikel 1 genannte, rechtswidrig zur Verfügung gestellte
Beihilfe von dem Empfänger zurückzufordern.

(2) Die Rückforderung der Beihilfen erfolgt gemäß den inner-
staatlichen Verfahren, sofern diese die sofortige Vollstreckung
dieser Entscheidung ermöglichen.

(3) Auf die zurückzufordernden Beträge sind Zinsen von
dem Zeitpunkt an zu erheben, ab dem die rechtswidrige Beihilfe
dem Empfänger erstmals zur Verfügung stand, bis zu ihrer
tatsächlichen Rückzahlung.

(4) Die Zinsen sind anhand des Referenzzinssatzes zu be-
rechnen, der für die Berechnung des Subventionsäquivalents
von Regionalbeihilfen am Tag der erstmaligen Bereitstellung
der Beihilfe galt.
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(5) Der Zinssatz nach Absatz 4 ist für den gesamten in Ab-
satz 3 genannten Zeitraum nach der Zinseszinsformel zu be-
rechnen.

Sind seit dem Zeitpunkt der erstmaligen Bereitstellung der Bei-
hilfe und dem Zeitpunkt der Rückforderung über fünf Jahre
vergangen, so wird der Zinssatz im Fünfjahresturnus neu be-
rechnet, wobei der zum Zeitpunkt der Neuberechnung geltende
Zinssatz zugrunde gelegt wird.

Artikel 3

Deutschland teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten
nach Zustellung dieser Entscheidung mit, welche Maßnahmen
ergriffen wurden bzw. geplant sind, um der vorliegenden Ent-
scheidung nachzukommen. Hierzu gehört auch die Übermitt-

lung der Auskünfte, die in dem als Anhang beigefügten Form-
blatt verlangt werden.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland ge-
richtet.

Brüssel, den 20. Oktober 2004

Für die Kommission
Mario MONTI

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Informationen hinsichtlich der Durchführung der Entscheidung 2005/374/EG der Kommission

1. Kalkulation des Betrags, der zurückgefordet werden soll

1.1 Liefern Sie bitte die folgenden Einzelheiten über die Höhe des Betrags der rechtswidrigen Beihilfen, die dem
Begünstigten zur Verfügung gestellt worden sind:

Datum der
Zahlung (*)

Höhe der
Beihilfe (**) Währung Identität des Begünstigten

(*) Datum, an dem die Beihilfe oder einzelne Raten der Beihilfe dem Begünstigten zur Verfügung gestellt worden sind (insofern
eine Maßnahme aus mehreren Raten und Vergütungen besteht, getrennte Reihen verwenden).

(**) Höhe der Beihilfe, die dem Begünstigten zur Verfügung gestellt worden ist (in Brutto-Beihilfenäquivalenten).

A n m e r k u n g e n :

1.2 Erklären Sie bitte ausführlich, wie die Zinsen, die auf die zurückzufordernde Beihilfe gezahlt werden müssen,
berechnet werden?

2. Schon ergriffene oder geplante Maßnahmen, um die Beihilfe zurückzufordern

2.1 Beschreiben Sie bitte im Einzelnen, welche Maßnahmen schon ergriffen worden sind, und welche Maßnahmen
geplant werden, um eine unmittelbare und effektive Rückforderung der Beihilfe durchzuführen. Bitte erklären Sie
ebenfalls, welche alternativen Maßnahmen im nationalen Recht bestehen, um die Rückforderung durchzuführen.
Teilen Sie bitte, soweit vorhanden, die Rechtsgrundlage für die ergriffenen/geplanten Maßnahmen mit.

2.2 Bis zu welchem Datum wird die Rückforderung der Beihilfe abgeschlossen sein?

3. Schon bewirkte Rückforderung

3.1 Liefern Sie bitte die folgenden Einzelheiten über die Beihilfen, die vom Begünstigten bereits zurückgefordert
worden sind:

Datum (*) Zurückerstatteter
Betrag Währung Identität des Begünstigten

(*) Datum, an dem die Beihilfe zurückerstattet worden ist.

3.2 Belegen Sie bitte die Rückerstattung der Beihilfebeträge, die in der oberen Tabelle unter Punkt 3.1 spezifiziert
worden sind.
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